Gemeinde Pforzen

Landkreis Ostallgau

Bebauungsplan ,Gewerbegebiet Wertachauen I1”
gemdf § 30 Abs. 1 BauGB

Entwurf
i.d. F Vom 23.02.2026

Anderungen an den Festsetzungen gegeniber dem Vorentwurf in ROT

Inhalt:

* Satzung

Planzeichnung des Bebauungsplanes M = 1: 1.250

* Begrindung

* Umweltbericht
Auftraggeber
Gemeinde Pforzen Tel.: 08346.9209.0
Bahnhofstrafe 7 Fax: 08346.9209.22
87666 Plorzen E-Mail: info@pforzen.bayern.de
Planung stédtebaulicher Teil
abtplan — architektur & stadtplanung Tel.: 08341.99727.0
Hirschzeller Straf3e 8 Fax: 08341.99727.20
87600 Kaufbeuren E-Mail: info@abtplan.de

Planung Eingriff und Kompensation:

Rosel & Tochter — Arbeitsgemeinschaft fir
Landschaftsékologie und Forstingenieurwesen
Brunnener Strafle 12 Tel./Fax: 08206.4661856

86511 Schmiechen E-Mail: roesel-la@bayern-mail.de




Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgéu
Bebauungsplan ,Gewerbegebiet Wertachauen 11

Satzung der Gemeinde Pforzen
for den Bebauungsplan ,Gewerbegebiet Wertachauen |
gemdfB § 30 Abs. 1 BauGB, mit integriertem Grinordnungsplan

Aufgrund
* der§§ 2, 10 und 12 des Baugesetzbuches (BauGB),
* des Art. 23 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO),
* der Bayerischen Bauordnung (BayBO),
* der Verordnung Gber die bauliche Nutzung der Grundsticke (BauNVO),
* der 5. Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitpléne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung — PlanZV),
* des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG),

|II

in der jeweils giltigen Fassung erlasst die Gemeinde Pforzen folgende Satzung:

8§ 1 Raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt nérdlich der B16 am sid-westlichen Rand des Pforzener Gewerbe-

gebietes, westlich des Leutenweges und der Strale Am Moosberg.

Das Plangebiet beinhaltet die Grundsticke bzw. Teilflachen (TF) der Grundstiicke mit den FI. Nr. 1823/6 (TF),
2285 (TF), 2285/1, 2285/2, 2292 (TF), 2291/1, 2291/2, 2293 (TF), 2294 (TF), 2295 (TF, Leutenweg), 2297,
2298, 2299, 2304, 2304/1, 2304/7, 2304/17,2304/18, 2304/19, 2304/20, 2309 (TF), 2315, 2316, alle
Gemarkung Pforzen.

Das Plangebiet weist eine GréBe von ca. 9,39 ha auf. MaBgeblich ist die Bebauungsplanzeichnung.

Auf der FI.Nr. 2282, Gemarkung Pforzen, wird eine Teilflache von ca. 8.158 m2 als Teil-Ausgleichsfléche festge-
setzt.

§ 2 Bestandteile der Satzung

Die Satzung besteht aus der Planzeichnung und den folgenden textlichen Festsetzungen, jeweils in der Fassung
vom 23.02.2026. Der Satzung ist eine Begrindung mit Umweltbericht in der selben Fassung beigefugt.

& 3 Art der baulichen Nutzung

3.1 Es werden Sondergebiete gemdfl § 11 BauNVO festgesetzt:

3.1.1 Die Flachen mit der Zweckbestimmung zur Nutzung von Solarenergie auf Freifléche erhalten die Bezeich-
nung ,SO-Solar”.
Es dient der Errichtung von Photovoltaik-Module mit erforderlichen Aufsténderungen, Anlagen und Gebéude
for die technische Infrastruktur (Technikhaus, Transformatorenstation, Speicher etc., inklusive deren Funda-
mente). Die Module sind in nicht nachgefihrten Reihen von Ost nach West anzuordnen, sodass die Modulti-
sche in sudliche Richtung ausgerichtet sind.

3.1.2 Die Flachen mit der Zweckbestimmung zur Erzeugung von Energie aus Biomasse erhalten die Bezeichnung
»50-Biogas”.
Es dient der Errichtung von Gebduden und Nutzungen einer Biogasanlage mit Einsatz von Biogas und Endla-
gerbehdlter sowie Versorgungsanlagen fir Nah- bzw. Fernwérme und dem Anschluss der Anlagen zur ener-
getischen Nutzung von Biomasse an das éffentliche Versorgungsnetz.

3.1.2.1 Es sind Gebdude fir Biogasanlagen zuléssig, insbesodere Fermenter, Nachgarer/Gérrestelager, Blockheiz-
kraftwerk (BHKW), Biogasgewinnung und —verwertung, Fernwdrme-Anlage, Gasaufbereitung, Fahrsilo.
Es ist eine Betriebshalle (Technikraum, Heizkessel fir den Einsatz von Holzhackschnitzeln und ein BHKW zum
Einsatz von Biogas, Hackschnitzellagerraum, Werkstatt, Maschinenhalle zur Unterstellung von landwirtschaft-
lichen Gerdten), zuldssig.

3.1.2.2 Die elektrische und die thermische Leistung sowie die Kapazitét fir jahrlich erzeugte und gelagerte Menge an

Gas (Umrechnung 4.600 Nm?3/a je kW,) Gberschreitet 9 MW, nicht.

3.1.2.3 Die Biomasse stammt Gberwiegend aus dem Betrieb oder iberwiegend aus diesem und aus nahe gelegenen
Betrieben i.5.d. § 35 Abs. 1 Nr. 6 b BauGB.
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3.1.2.4

3.1.3

3.2

3.2.1

3.3

4.1

4.2
4.3

5.2

6.1

6.2

7.1

Einsatzstoffe im Fermenter sind nur nachwachsende Rohstoffe und Flussigmist.
Sanitdrabwdsser dirfen nicht in die Biogasanlage eingebracht werden.

Die Flachen mit der Zweckbestimmung zur die Unterbringung von Versorgungsanlagen fir Wérmeenergie er-
halten die Bezeichnung ,SO-Heizung”. Zulassig sind

= Anlagen und Betriebe, die der Erzeugung von Energie aus biogenen Energietrdgern dienen und eine Feu-
erungswdrmeleistung unter 1 MW erbringen sowie die hierfir erforderlichen Nebenanlagen, Lagerfld-
chen, Zuwegungen und Stellplatze

= Gebdude mit Anlagen zur energetischen Nutzung der biogenen Energietréger, einschlieBlich der Gebau-
de zur sicheren Lagerung bzw. Speicherung von Zwischenprodukten und zur Einleitung ins Versorgungs-
netz.

Es wird ein Gewerbegebiet (GE) gemaf § 8 BauNVO festgesetzt. Das Gewerbegebiet wird aufgeteilt in die
Teilflachen GE-1 bis GE-10.

Unter Hinweis auf § 1 Abs. 6 BauNVO sind im gesamten Plangebiet die gemafB § 8 Abs. 3 Ziffer 3 BauNVO
ausnahmsweise zul@ssigen Vergnigungsstétten, Spielhallen u. éhnliche Betriebe, die keine Vergnigungsstét-
ten sind, nicht zuldssig. Ausgeschlossen sind auch Gewerbebetriebe, die ganz oder teilweise dem Ge-
schlechtsverkehr gegen Entgelt dienen, einschlieBlich zugehérigen Wohnungen fir Betriebsleiter und Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonen.

Es wird ein Mischgebiet (MI) MI-W geméf § 6 BauNVO festgesetzt.

Mischgebiet mit vorwiegender Wohnnutzung. Einzelhandelsbetriebe und Geschéfte zum Verkauf von Waren
sind hier nicht zuldssig. Dies gilt nicht fir werkstattgebundenen oder produktionsortbezogenen Verkauf von
Handwerks- und Gewerbebetrieben, soweit sie eine deutliche Unterordnung (<400 m?) des Betriebes dar-
stellen.

8 4 MaB der baulichen Nutzung

Das Maf3 der baulichen Nutzung wird durch die maximale Grundfléchenzahl (GRZ), in Teilen durch die Zahl
der Vollgeschosse (maximal drei) sowie Wand- bzw. Firsthdhen bestimmt; siehe Festsetzungen in der Plan-
zeichnung und unter Tabelle in § 8 Abs. 1 dieser Satzung.

Es gilt die Abstandfléchenregelung gemaf3 BayBO.

Fir Sondergebiete sind die Abstandsfléichen nach Art. 6 BayBO mit 0,2 H, analog zur Regelung von Gewer-
begebieten, einzuhalten.

Die maximale Hohe fir Modultischoberkanten im SO-Solar wird auf individuelle Héhen bis maximal 3,5 m
Uber dem Referenzwert des natirlichen Geldndes (650,15 m NHN) liegen.

& 5 Bauweise/ Stellung der Gebdude/ Grundsticksgréfle

Es gilt die offene Bauweise geméf § 22 Abs. 2 BauNVO.
Ist die abweichende Bauweise gemaf3 § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt, so sind Gebdudeléngen von bis zu
120 m zuléssig.

Die Uberbaubare Fléche wird durch Baugrenzen bestimmt.

8§ 6 Garagen/ Stellplétze/ Nebengebdude

Garagen, Stellplétze, Nebengebéude und Nebenanlagen dirfen auch auflerhalb der in § 5 Ziffer 2 be-
stimmten Uberbaubaren Fléchen errichtet werden, jedoch nicht in festgesetzten Grinflachen.

Stellplétze sind in ausreichender Anzahl auf dem jeweiligen Grundstiick zur Verfigung zu stellen. Fur die Be-
rechnung der Anzahl der Garagen und Stellplétze gilt die Verordnung Uber den Bau und Betrieb von Gara-
gen sowie Uber die Zahl der notwendigen Stellplétze (GaStellV) in ihrer jeweils giltigen Fassung.

§ 7 Griinordnung

Die nicht Gberbauten Flachen sind in landschaftsgerechter Art und Weise mit heimischen Gehélzen gemaf
der nachfolgenden Vorschlagslisten zu bepflanzen, zu begriinen und zu unterhalten. Die nicht bepflanzten
Grinflachen sind mit Landschaftsrasen (Regelsaatgutmischung RSM-Regio Grundmischung 70/30, Ur-
sprungsgebiet 16) zu begrinen.
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7.2 In der Planzeichnung sind zu pflanzende B&dume und Strducher festgesetzt. Es besteht Pflanzbindung an die-
sen Orten. Sdmtliche Pflanzungen sind vom Grundstickseigentimer im Wuchs zu férdern, zu pflegen und vor
Zerstérung zu schitzen. Ausgefallene Pflanzen sind umgehend zu ersetzen. Hinweis: Der Pflanzabstand zu
den Nachbargrundsticken richtet sich nach den Artikeln 47 bis 50 AGBGB.

7.3 Im Norden, Osten und Siiden von SO 01 und SO 02 ist die bestehende Heckenstruktur durch flachige
Strauchpflanzungen geméf Planzeichnung zu verbreitern.

7.4 Auf den Baugrundsticken sind pro 350 m2 im Mischgebiet und je 500 m2 im Gewerbegebiet ein Baum der
Wuchsklasse 1 oder 2 oder zwei Obstbéume (Halbstamm) zu pflanzen.

7.5 Die Anpflanzung der privaten Grinfléchen hat spétestens ein Jahr nach Baubeginnsanzeige zu erfolgen.
Hinweis: Es wird empfohlen, Baugesuchen einen Freiflachengestaltungsplan mit Bepflanzungsdarstellung bei-
zugeben.

7.6 Fur die vorgenannten verbindlichen EingrinungsmaBBnahmen ist aus der nachfolgenden Pflanzliste auszu-
wahlen. Das Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG, “*“) ist zu beachten. Entlang der B 16 dirfen Pflanzungen
(auch Baumkronen) maximal bis 8 m an die Asphaltkante heranragen.

Béume 1. und 2. Wuchsklasse Mindestqualitét: H 3xv. STU 18-20, an Straflen Al-
leebaum
Acer campestre Feld-Ahorn
Acer pseudoplatanus* Berg-Ahorn
Quercus robur* Stiel-Eiche
Tilia cordata* Winter-Linde
Tilia platyphyllos* Sommer-Linde
Ulmus glabra Berg-Ulme
Sorbus aucuparia Vogelbeere
Prunus avium* Vogelkirsche
Betula pendula* Birke
Carpinus betulus* Hainbuche
Obstbdume Stréucher, Mindestqualitét: 2 x v. H. 60 =100 cm
Pflanzdichte im Bereich Hecken/ flachige Pflanzung
1 Stk/ m?2
Apfel Berner Rosenapfel
Klarapfel Cornus mas Kornelkirsche
James Grieve Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Glockenapfel Corylus avellana Haselnuss
Crataegus monogyna Weifidorn
Birnen: Clapps Liebling Ligustrum vulgare Liguster
Gellerts Butterbirne Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Kirsche: Hedelfinger Prunus spinosa Schlehe
Zwetschge Wangenheims Frih Viburnum lantana Wolliger Schneeball

Zusétzlich kommen standortgerechte Arten und Sorten von Wildrosen in Betracht. Aus naturschutzfachlichen
Grinden sind fremdléndische Gehélze sowie rot- und gelblaubige bzw. blaunadelige Gehélze innerhalb des
Plangebietes ausgeschlossen.

7.7 Fir das SO-Solar gelten als Vermeidungsmafinahmen:
*  Grundfléchenzahl <0,5
*  Abstand zwischen den Modulreihen mind. 3 m zur Besonnung der Wiesenflache
*  Bodenabstand der Einfriedung mind. 15 cm als Durchschlupf fir Kleintiere
*  Bodenabstand der Module mind. 0,8 m
*  Rammpfahlgrindung der Modultische
*  MaBnahmen zum Bodenschutz bei Erdarbeiten, Vermeidung von Bodenverdichtungen, Erhalt der natir-
lichen Geléndeform
*  Entwicklung von mé&Big extensiv genutztem, artenreichem Griinland (G212 gemdaf Biotopwertliste zur
BayKompV) durch:
o Aushagerung durch mehrschirige Mahd in den ersten drei Jahren mit Méhgutentfernung, Mindest-
Schnitthéhe: 10 cm
o Extensive Beweidung, Beginn frihestens im Juni, kurze BestoBung und lange Weideruhe, zwei
Durchgénge, ggf. Nachmahd
o Alternative Pflege als Mahwiese, 2-3 schirig, erste Mahd im Juni, mit Entnahme des Schnittguts
o Keine Dingung und Pflanzenschutzmittel
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*  Ausbau der Umfahrung als Schotterrasen mit artenreicher, gebietseigener Ansaat

7.8 Festsetzungen fir Fléchen fior MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft:, hier: Artenschutz:

7.8.1 Fur den Bereich mit Vorkommen der geschitzten Arten
Allium carinatum (Kiel-Lauch) und Campanula glomerata (Knéuel-Glockenblume), K 121 gilt:
Die Flachen sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen (Mahd zweischirig, erste Mahd ab Mitte Juni, zweite
Mahd ab Anfang September, verzégerte Abfuhr Méhgut, keine Dingung, keine Pestizide). Wéhrend der Bau-
zeit sind die Fléchen mittels ortsfestem geschlossenem Bauzaun zu sichern. Im Bereich der ErschlieBungsstra-
e ist die betroffene Vegetationsschicht fachgerecht incl. Wurzelschicht aufzunehmen und am Westende des
Bestandes wieder einzupflanzen. Die MaBnahmen wéhrend der Bauzeit sind durch eine Umweltbaubeglei-
tung zu Uberwachen.

7.9 Kompensation
7.9.1 Kompensationsbedarf:

Bestand auf Flurnummer 2285 (TF), 2292 (TF), 2293 (TF), 2294 (TF), 2295 (TF), 2297, 2298, 2299, 2304,
2304/1, 2304/7 (TF), 2309 (TF), 2315, 2316 (TF), 1823/6 (TF) Gemarkung Pforzen

BNT Bedeutung | Wertp./ | Flache in Beein- [Plan.- |Wertpunkte
m? m? tr.-F. Faktor

G211 MéaBig extensiv genutztes, arten- | mittel 6 60.784,00 10,80 0,00 291.763,20

armes Grinland

B112 Mesophiles Gebisch/Hecken mittel 10 297,00 0,80 0,00 2.376,00

(z.B. mit Schlehe, Weiidorn, Hasel)

V32 Rad- und FuBwege und Wirt- gering 1 285,00 0,80 10,00 228,00

schaftswege, befestigt

P412 Sonderfléchen der Land- und gering 1 173,00 0,80 [0,00 138,40

Energiewirtschaft, teilversiegelt

G211 MéaBig extensiv genutztes, arten- | mittel 6 2.655,00 10,40 10,00 6.372,00

armes Grinland

P412 Sonderfléchen der Land- und gering 1 233,00 0,40 0,00 93,20

Energiewirtschaft, teilversiegelt

B112 Mesophiles Gebiisch/Hecken mittel 10 3.746,00 10,00 ]0,00 0,00

(z.B. mit Schlehe, Weifidorn, Hasel)

G211 MéaBig extensiv genutztes, arten- | mittel 6 4.821,00 0,00 0,00 0,00

armes Grinland

V32 Rad- und FuBwege und Wirt- gering 1 2.269,00 (0,00 (0,00 0,00

schaftswege, befestigt

V11 Verkehrsflachen des Straflen und | keine 0 2.000,00 0,00 0,00 0,00

Flugverkehrs, versiegelt

P412 Sonderfléchen der Land- und gering 1 5.078,00 0,00 0,00 0,00

Energiewirtschaft, teilversiegelt

K121 MéBig artenreiche Séume und mittel 8 375,00 0,00 (0,00 0,00

Staudenflure trocken-warmer Standorte

P412 Sonderfléchen der Land- und gering 1 6.529,00 10,30 ]0,00 1.958,70

Energiewirtschaft, teilversiegelt

G211 MéaBig extensiv genutztes, arten- | mittel 6 3.820,00 |1,00 0,00 22.920,00

armes Grinland

K121 MéBig artenreiche Sédume und | mittel 8 100,00 1,00 10,00 800,00

Staudenflure trocken-warmer Standorte

V32 Rad- und FuBwege und Wirt- gering 1 650,00 1,00 10,00 650,00
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schaftswege, befestigt
Kompensationsbedarf 327.299,50

7.9.2 Kompensationsumfang:

8.1

8.2

8.3

Fur den entstehenden Eingriff wird ein naturschutzfachlicher Ausgleich erforderlich, der Kompensationsbedart
wurde nach BayKompV ermittelt und betragt 327.299,50 WP Der Kompensationsumfang wird Uber gewerb-
liche Okokonten erbracht. Es werden folgende Okokontofléchen der Planung zugeordnet:

Herkunft Flache in m2 Wertpunkte
Okokonto LPH Birkenhof, FI.Nr. 327 GMK Oberauerbach 4.250,00 32.240,00
Okokonto LPH Birkenhof, FI.Nr. 1148 (TF) GMK Frankenried, 1.950,00 5.850,00
FI.Nr. 1587/23 (TF) GMK Reichenbach

Okokonto LPH Birkenhof, FI.Nr.n 1150 (TF), 1151 (TF) GMK 20.210,00 88.460,00
Frankenried

Okokonto LPH Birkenhof, FI.Nr. 1157 (TF) GMK Frankenried 11.160,00 46.640,00
Okokonto LPH Birkenhof, FI.Nr.n 1186, 1187 GMK Frankenried 4.236,00 29.521,00
Okokonto LPH Birkenhof, FI.Nr. 1976 GMK Blécktach 9.680,00 48.400,00
Okokonto Matzke, FI.Nr. 393 (TF) GMK Bronnen 7.404,00 32.030,00
Okokonto Matzke, FI.Nr. 2282 (TF) GMK Pforzen 8.158,00 44.160,00
Summe 327.301,00

Die FI.Nr. 2282 liegt auf Pforzener Flur und ist in der Planzeichnung erfasst.
Zur Lage der gemarkungsexternen Fléchen wird auf die Anlage zur Satzung verwiesen.

8§ 8 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen/Gestaltung der Gebéude
(8 9 Abs. 4 BauGB und Art. 81 BayBO)

Fir Plangebiet werden nachfolgende Bestimmungen getroffen.

Gebiet Bauweise Max. WH Dachform und Dachneigung Max. GH
GE-1-10 a/o 1Tm* SD: 5°-24°, FD: 3°-7°, PD: 5°-12° 1Tm*

MI-W a/o 7m SD: 5°-24°, FD: 3°-7°, PD: 5°-12° 9,6m

MI-W (Altern.) a/o 9m SD: 25°-40° 12,0 m
SO-Solar a/o 3,5m SD: 5°-24°, FD: 3°-7°, PD: 5°-12° 4,5 m
SO-Biogas a/o 7 m SD: 5°-24°, FD: 3°-7°, PD: 5°-12° 9,5m
SO-Heizung a/o 7m SD: 5°-24°, FD: 3°-7°, PD: 5°-12° 9,56m
Definitionen

o = offene Bauweise

a = abweichende Bauweise, wie offene Bauweise, jedoch sind Gesamtgebédudeléngen bis 120 m zuléssig

FD = Flachdach; PD = Pultdach; SD = Satteldach

GH = Die festgesetzte, héchstzuléssige Gebdudehshe ist in Metern angegeben und ist zu messen von der
Oberkante FertigfuBboden des Erdgeschosses (OK FFB EG) bis zum héchsten Punkt der Attika bei
Flachddchern bzw. der Oberkante des Firstes bei Sattelddchern. Die OK FFB im Erdgeschoss darf
maximal 0,4 m Gber der in der Planzeichnung definierten Refernzkote OK Straf3e liegen. Es darf auf
der senkrechten Projektion der Verbindungslinie zweier Punkte interpoliert werden.

* In den Gebieten GE-1 bis GE-10 sind allgemein nur zwei Vollgeschosse zul@ssig. Je Baugrundstiick sind
auf einer Grundfléche von maximal 500 m2 auch drei Vollgeschosse zuléssig. Werden drei Vollgeschosse
ausgebildet, sind genau dort Wand- und Gebdudehdhen bis maximal 12,70 m zuléssig.

Flachdécher sind zu begriinen, ausgenommen Garagen und Nebengebdude/Nebenanlagen wie z. B. Mill-
tonnen-Einhausungen, Brief- und Paketkdsten u.d.
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8.4

8.5
8.6
8.6.1

8.6.2

8.6.3

8.7

9.1

9.2

Fassaden:

Gestaltung der AuBBenfassaden mit Putz bzw. Holzverkleidung. Blechverkleidungen und Metallfassaden sind
zulassig. Grelle Farben (auBler WeiB3) sind unzul@ssig bzw. auf begrenzte Fassadenbereiche zu reduzieren. Un-
abhdngig von den o. g. Vorschriften sind bis zu 50 % der gesamten Fassaden des jeweiligen Gebdudes in
Farben zuléssig, die fir Solarenergieanlagen tblich bzw. erforderlich sind.

Fassadenbegrinung ist zuléssig.
Dachaufbauten

Technisch erforderliche Dachaufbauten wie Kamine, Lifter u. &. sind von den vorgenannten Héhenfestsetzun-
gen ausgenommen, sofern diese das Orts- und Landschaftsbild nicht wesentlich stéren. Auf den innenliegen-
den Dachfléchen dirfen nur solartechnische Anlagen, Satellitenanlagen und Dachaufbauten (Oberlichter
und Aufzugsiiberfahrten) angeordnet werden, welche die Oberkante der Attika um nicht mehr als 1,00 m
Uberragen.

Der Abstand sémtlicher Dachautbauten hat mindestens 0,50 m zum Dachrand (Innenkante Dachattika) zu
betragen.

Fir MI-W gilt: Dachaufbauten (wie Gauben, Quergiebel oder Wiederkehr) sind nur bei Dachneigungen tber
25° zuléssig. Dies gilt auch fur abgeschleppte Pultdécher. Die Wandhshe beschrénkt dabei auch den Ab-
stand OK FFB EG bis OK Dach der Dachaufbauten. Je Dachseite ist nur eine Art Aufbauten zuléssig. Dach-
aufbauten dirfen zusammen je maximal 60 % der Lénge einer Dachseite aufweisen und missen gleich stark
oder flacher geneigt sein als das Hauptdach.

Bauliche Gestaltung:

Haupt- und Nebengebdude sind als gestalterische Einheit auszubilden. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der
verwendeten Materialien sowie der Farbgestaltung mit zuriickhaltender naturnaher Farbgebung (weif3, grau,
grin, braun), wobei fir kleinere Teilfléchen auch kréftige Farbgebungen zuléssig sind.

Bei der AuBBengestaltung sind folgende Materialien nicht zuldssig:

Grellfarbige oder gldnzende Materialien und Farbanstriche;

Kunststoff-Folien, Gummihé&ute oder éhnlich wirkende Baustoffe.

§ 9 Immissionsschutz

Gerduschemissionskontingente nach der DIN 45691:2006-12 auf Grundlage des §9 Abs. 1 Nummer 23
Buchstabe a Doppelbuchstabe bb BauGB

Zuléssig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geréusche die in der folgenden Tabelle angegebenen
Emissionskontingente LEK nach der DIN 45691:2006-12 "Ger&uschkontingentierung" weder tags noch
nachts Uberschreiten.

Hinweis: Nach der TA Lérm, der DIN 18005 und der DIN 45691 erstreckt sich der Tagzeitraum von
06:00 Uhr bis 22:00 Uhr und der Nachtzeitraum von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr.

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A):

Teilbereich Lex, tags Lex, nachts
GE 01 64 dB(A) 49 dB(A)
GE 02 63 dB(A) 48 dB(A)
GE 03 62 dB(A) 47 dB(A)
GE 04 59 dB(A) 44 dB(A)
GE 05 63 dB(A) 48 dB(A)
GE 06 62 dB(A) 47 dB(A)
GE 07 60 dB(A) 45 dB(A)
GE 08 58 dB(A) 43 dB(A)
GE 09 60 dB(A) 45 dB(A)
GE 10 65 dB(A) 50 dB(A)
SO 01 64 dB(A) 49 dB(A)
SO 02 63 dB(A) 48 dB(A)

Die Berechnungen sind mit einer Nachkommastelle genau durchzufihren.
Die Prifung der Einhaltung der Emissionskontingente erfolgt fir Immissionsorte auBerhalb des Plangebietes
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nach der DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5.

Erstreckt sich die Betriebsfléiche eines Vorhabens iiber mehrere Teilfléchen, so ist dieses Vorhaben dann
zuléssig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht groBer ist als die Summe der sich aus den
Emissionskontingenten ergebenden Immissionskontingente.

Die Emissionskontingente dirfen nur fir eine Anlage oder einen Betrieb herangezogen werden.

Als Bezugsfléche ist die in der Planzeichnung als Gewerbegebiet dargestellte Grundsticksflache
heranzuziehen.

Ein Vorhaben erfillt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der
Beurteilungspegel L. den Immissionsrichtwert an den mafigeblichen Immissionsorten um mindestens 15 dB
unterschreitet. Als Einfallswinkel ist von 360 Grad auszugehen.

8 10 Einfriedungen/ Freiflédchengestaltung

Einfriedungen dirfen eine Héhe von 2,0 m nicht Gberschreiten; sie sind ohne Sockel herzustellen; es ist eine
Bodenfreiheit von 15 cm sicherzustellen. Zwischen privaten Baugrundstiicken sind auch Maschendrahtzéune
zuléssig. Toren und Tore sind in Material und Bauart auf das Zaunbild abzustimmen. Stacheldraht ist nicht
zuléssig. Tore und Tiren sind so anzubringen, dass sie nicht zur éffentlichen Strafie hin aufgehen.

Einfriedungen, die keine Zéune sind, sind zum 6ffentlichen StraBenraum hin, soweit sie die Verkehrssicherheit
nicht beeintréchtigen, bis zu einer maximalen Héhe von 0,80 m Gber dem Geldnde zuldssig. Hecken sind
von dieser Einschrénkung ausgenommen, soweit sie die Verkehrssicherheit nicht beeintréchtigen. Zéune dir-
fen in Héhe und Farbgestaltung das Landschaftsbild nicht beeintréchtigen.

Mauern Gber einer Héhe von 0,40 m Gber dem Gelénde als Einfriedungen sind unzuléssig. Bei Einfriedungs-
Mauerléngen Gber 10 m sind alle 10 m Kleintierdurchléssen (B x H mind. 0,3 x 0,15 m) anzuordnen.

Stiitzkonstruktionen im Bereich der Freifléchen sind
* optisch zu gliedern und
* in einer Bauweise auszufihren, die fir Wasser- und Kleinlebewesen durchléssig ist (z. B. Trockenmauern
aus Natursteinen, Gabionen etc.) und
* daverhaft zu begriinen.

Garageneinfahrten dirfen pro Grundstick héchstens 6 m breit sein. Der Belag ist méglichst wasserdurchlés-
sig auszufihren, (z. B. Schotterrasen, wassergebundene Decke, Rasenfugenpflaster). Das anfallende Oberflé-
chenwasser darf nicht auf dffentliche Verkehrsfléchen abgeleitet und muss auf dem eigenen Grundstiick ver-

sickert werden.

Kfz-Stellplétze sind in Pflasterbauweise herzustellen. Auf die Versiegelung von Hof- und Parkfléchen, z. B.
mittels durchgehenden Asphaltbelags, ist zu verzichten. Fir diese Fléchen ist eine Befestigung bzw. Gestal -
tung mit ausreichender Wasserdurchléssigkeit (z. B. humus- oder rasenverfugtes Pflaster, Schotterrasen, ggf.
auch sandgeschlémmte Kies- oder Schotterdecke oder eine Kombination verschiedener Befestigungsarten) zu
wahlen.

Der Anteil von versiegelten Fléchen ist mdglichst gering zu halten. Bei den notwendigen Erdarbeiten ist der
Sicherung des Oberbodens besondere Aufmerksamkeit zu schenken. GemafB § 202 BauGB ist der Oberbo-
den in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schitzen.

Das natiirliche Gelénde ist weitestgehend zu erhalten und darf nur in dem zur Durchfihrung des Bauvorha-
bens erforderlichen Maf3 geéndert werden. Héhendifferenzen sind durch natirliche Geléndeverzige und Bo-
schungen innerhalb des jeweils eigenen Grundsticks auszugleichen; dies ist in entsprechenden Geldnde-
guerschnitten mit dem Baugesuch nachzuweisen und darzustellen. Grundsétzlich ist eine Abstimmung mit
dem jeweiligen Nachbarn anzustreben. Die vorgenannten Anforderungen sind auch fir das Freistellungsver-
fahren geméf BayBO anzuwenden.

Modellierungen des Geléndes (+0,3m) fir Mulden und Versickerungseinrichtungen sind zuléssig.
& 11 Werbeanlagen

Werbeanlagen dirfen durch Gréfie und Gestaltung nicht aufdringlich wirken und das Orts- und Landschafts-
bild nicht wesentlich stéren, auffallende Leuchtfarben dirfen nur untergeordnet Verwendung finden und dir-
fen nicht auf den Verkehr der BundesstraBe gerichtet sein. Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist nicht zulgs-

sig.

Entwurf i.d.F vom 23.02.2026 Seite 8 von 23



Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgéu

Bebauungsplan ,Gewerbegebiet Wertachauen 11

11.2

Werbeanlagen auf dem Dach und solche, die ausschliefilich auf die freie Landschaft hin ausgerichtet sind,
sind unzuld@ssig. Sonstige Werbeanlagen in Form von Firmennamen und —logos sind mit einer Héhe von
0,80 m zuléssig. lhre Héhenlage ist auf 3,00 m Gber dem Geldnde zu beschranken.

§ 12 Hinweise und Empfehlungen

Landwirtschaftliche Emissionen

Die Erwerber oder Besitzer des Grundstiicks haben die landwirtschaftlichen Emissionen (Larm-, Geruch- und
Staubeinwirkung) aus der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung und Bearbeitung benachbarter Fléchen ge-
méf § 906 BGB entschadigungslos hinzunehmen. Dazu gehéren auch der Viehtrieb und der Verkehr mit
landwirtschaftlichen Maschinen.

Hinweis zum Immissionsschutz

Bei der Planung und Installation von Klimagerdten, Kihlgerdten, Liftungsgerdten, Luft-Wérme-Pumpen, Mini-
Blockheizkraftwerken und éhnlichen Anlagen und Geréten sind die Vorgaben aus dem LAl "Leitfaden fir die
Verbesserung des Schutzes gegen Lérm bei stationéren Geréten in Gebieten, die dem Wohnen dienen" erge-
bende Mindestabstédnde zur benachbarten Wohnbebauung zu beachten. Der Leitfaden ist online zu beziehen
bei der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAl) unter folgendem Link https://www.lai-immis-
sionsschutz.de/Veroeffentlichungen-67.html (,Physikalische Einwirkungen®), oder kann kostenlos bei der BE-
KON Larmschutz & Akustik GmbH angefordert werden.

Bei der Neuerrichtung und Anderung von Bauvorhaben bzw. im Genehmigungsverfahren und Genehmi-
gungsfreistellungsverfahren ist mit der Bauaufsichtsbehérde die Vorlage eines Larmschutzgutachtens auf Basis
der Erméchtigung der BauVorlV abzustimmen.

Denkmalpflege
Es wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmadler der Meldepflicht

gemdB Art. 8 Abs. 1 — 2 BayDSchG unterliegen. Zu versténdigen ist das Bayer. Landesamt f. Denkmalpflege,
Dienststelle Thierhaupten, Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten, Tel. 08271/8157-38; Fax 08271/8157-50;
e-Mail: DST Thierhaupten@blfd.bayern.de oder die zustdndige Untere Denkmalschutzbehérde.

JArt. 8 Abs. ] BayDSchG:

Wer Bodendenkmdiler auffindet, ist verpflichtet, dies unverziiglich der Unteren Denkmalschutzbehdrde oder
dem Landesamt fir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sich auch der Eigentimer und der
Besitzer des Grundsstiicks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund gefihrt ha-
ben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die ibrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem
Fund gefihrt haben, aufgrund eines Arbeitsverhdltnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer
oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:

Die aufgefundenen Gegenstinde und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige
unverédndert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehdrde die Gegenstdnde vorher freigibt
oder dlie Fortsetzung der Arbeiten gestattet.”

Abfallentsorgung
Soweit Grundstiicke nicht unmittelbar an Straflen angrenzen, die von Millfahrzeugen angefahren werden,

sind die Milltonnen aus diesen Grundstiicken an die anfahrbare Strale zur Leerung aufzustellen.

Versorgungsleitungen

Vor Beginn von ErschlieBungsmafinahmen ist rechtzeitig mit den jeweiligen Mafinahmentrédgern Verbindung
aufzunehmen. Bei PflanzmaBBnahmen (Wurzelraum) sind die jeweiligen Vorschriften der MaBnahmentréger zu
beachten.

Freifléchengestaltung

Die nicht bebauten Fléchen des Baugrundstiicks sind gértnerisch zu gestalten und dauerhaft zu erhalten. Fir
das Baugesuch wird empfohlen, die Freifléchengestaltung mit der Kreisfachberatung fir Gartenkultur des
Landkreises Ostallgéu abzustimmen.

Baubegleitung
Auf Grund der aufgezeigten Hochwassergeféhrdung (HQ-extrem) wird fir Bauvorhaben im GE 09 und am

dstlichen MI-W eine bodenkundliche Baubegleitung dringend empfohlen.
Im Umfeld der T-Linien-Fléchen wird eine biologische Baubegleitung empfohlen, um einen stérungsfreien
Bauablauf sicherzustellen.
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12.8 Solarenergie
Grundsétzlich wird angeregt, méglichst alle geeigneten Dachfléchen mit Solarenergieanlagen auszufihren,

Speicherméglichkeiten zu prifen und auch E-Ladeséulen in die Eingabeplanungen mit einzubeziehen.

§ 13 Inkrafttreten

|II

Der Bebauungsplan ,Gewerbegebiet Wertachauen I1“, bestehend aus der Satzung, der Bebauungsplanzeich-
nung und der Begriindung, jeweils in der Fassung vom 23.02.2026, tritt mit der Bekanntmachung in Kraft.

Pforzen, den

Herbert Hofer, Erster Birgermeister

Anlagen:

* Untersuchung der schalltechnischen Belange im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zum Bebauungsplan
"Gewerbegebiet Wertachauen II' der Gemeinde Pforzen, erstellt von der Bekon Lérmschutz & Akustik GmbH,
Bezeichnung LA24-398-G01-T02-E01-01 vom 03.02.2026.

 Technische Erkundung zur geplanten ErschlieBung des Baugebietes ,Gewerbegebiet Wertachauen” in 87666
Pforzen. Stichtag: 18.06.2025, vom 15.07.2025, erstellt durch Thomas Hahn grundconsult, Minchen

* Beitrége erstellt von L- Résel und H. Résel, Landschaftsarchitekt, Résel & Tochter — Arbeitsgemeinschaft for
Landschaftsékologie und Forstingenieurwesen, Schmiechen:

* Kartierung Geltungsbereich, Einstufung Biotop- und Nutzungstyp nach Biotopwertliste zur Anwendung der
BayKompV, Stand 25.03.2026
* Kompensationsbedarfs- und Umfangsberechnung nach Leitfaden 21 Stand 25.03.2026
Anlagen zur Satzung - Okokontoausziige
* Naturschutzfachliche Erlduterungen mit Lageplan und Zielzustandsplan des Ingenieurbiro fir Garten- und
Landschaftsplanung IGL, erstellt von Dipl.Ing (FH) Miriam Puscher fir das Okokonto Landschaftspflegehof
Birkenhof
+ Okokonto FI.Nr. 327, GMK Oberauerbach / Mindelheim, LKR Unterallgéu — MaBnahmenplan
14.02.2026

e Moorwald im Gennachtal”, FL.Nr. 1148 GMK Frankenried / Mauerstetten + FI.Nr. 1587/23, GMK Rei-
chenbach / Stéttwang, LKR Ostallgéu — Zielzustandsplan vom 01.02.2026

* Wiesen im Gennachtal”, FI.Nr. 1150 und 1151, GMK Frankenried / Mauerstetten, LKR Ostallgéu, - Ziel-
zustandsplan vom 01.02.2026

* ,Naturnaher Hangwals im Gennachtals”, FIn Nr 1151, GMK Frankenried / Mauerstetten, LKR Ostallgéu —
Zielzustandsplan vom 01.02.2026

e FI.Nrn. 1186, 1187, GMK Frankenried / Mauerstetten, LKR Ostallgéu — Zielzustandsplan vom
01.02.2026

+ ,Okokonto in Blécktach”, FI.Nr. 1976, GMK Blécktach / Freisenried, LKR Ostallgéu, - Zielzustandsplan
vom 12.02.2026

+ Okokonto Planung durch auenraumkonzepte, Winzer, erstellt von M. Kénig, Dipl.-Ing. (FH), Landschaftsar-
chitektin, Krumbach, Ausziige aus dem Erléuterungsbericht
o Okokontoflache ,Bronnen”, FI.Nr. 393, GMK Bronnen / Waal — MafBBnahmenplan vom 17.10.2025
+ Okokonto ,Am Letten”, FI.Nr. 2282, GMK Pforzen, Lageplan Anlage 2, aus dem Antrag auf Abbuchung

vom 20.04.2026
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Begrindung

1. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt nérdlich der B16 am sid-westlichen Rand des Pforzener Gewerbe-
gebietes, westlich des Leutenweges und der Strale Am Moosberg.

Das Plangebiet beinhaltet die Grundsticke bzw. Teilflachen (TF) der Grundstiicke mit den FI. Nrm. 1823/6 (TF),
2285 (TF), 2285/1, 2285/2, 2292 (TF), 2291/1, 2291/2, 2293 (TF), 2294 (TF), 2295 (TF, Leutenweg), 2297,
2298, 2299, 2304, 2304/1,2304/7,2304/17,2304/18, 2304/19, 2304/20, 2309 (TF), 2315, 2316, dlle
Gemarkung Pforzen.

Das Plangebiet weist eine Gréfie von ca. 9,39 ha auf. Siehe hierzu Abbildung 1.

Auf der FI.Nr. 2282, Gemarkung Pforzen, wird eine Teilfléche von ca. 8.158 m2 als Teil-Ausgleichsfléche festge-
setzt.

Abbildung 1: Lageplan der gegensténdlichen Bauleitplanung, unmafBstéblich

2. Veranlassung

Pforzen liegt nahe der kreisfreien Stadt Kaufbeuren, die durch ihre Fléchenbegrenzung nicht ausreichend Gewer-
befléchen zur Verfiigung stellen kann. Somit werden im Umland verstérkt Fléchen fur die gewerbliche Nutzung

gesucht — so auch in Pforzen. Das Plangebiet bindet an das bereits bestehende Gewerbegebiet an und erschliefit
zuséitzlich, den durch den FNP schon vorgezeichneten Bereich nérdlich der Kemptener Strafle. Des Weiteren wird
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die bestehende Biogasanlage eingebunden und weitere Sonderfldchen zur Energiegewinnung geschaffen. Dies
sichert nicht nur die wirtschaftliche Handlungstéhigkeit der Gemeinde, sondern schafft auch Arbeitsplétze und
erhsht die Versorgungssicherheit auch in Bereichen Wérme und Strom aus regenerativen Quellen.

3. Planungsrechtliche Voraussetzungen

3.1 Regionalplan / Landesentwicklungsprogramm

GeméfB § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpléne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Diese Ziele sind im
Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP 2023) und im Regionalplan der Region Allggu 16 (RP 16) dargelegt.

Pforzen gehért hinsichtlich der Gebietskategorie gema LEP 2023 zum , Allgemeinen léndlichen Raum” und ge-
méaf RP 16 zum ,Stadt- und Umlandbereich im léndlichen Raum®”. Geméaf RP 16 ist der Gemeinde die Funktion
als Kleinzentrum zugeordnet. Pforzen ist dabei ein zentraler Doppelort mit dem benachbarten Rieden (RP 16
Karte 1 Raumstruktur).

GemaB Karte 3 Natur und Landschaft des Regionalplans liegt sidwestlich und nordéstlich von Pforzen das land-
schaftliche Vorbehaltsgebiet Nr. 3 Wertachtal nérdlich und Hangbereiche westlich Kaufbeuren”. Der Ortskern
und der Bereich des Plangebietes sind davon nicht betroffen. Daher ist nicht von einer Beeintréchtigung des
Landschaftsbildes oder des landschaftlichen Vorbehaltsgebietes durch die gegensténdliche Planung auszugehen.

Gemédf Karte 2 Siedlung und Versorgung des Regionalplans liegt das Plangebiet weitab von Vorrang- oder Vor-
behaltsgebieten fir die 6ffentliche Wasserversorgung oder festgesetzten Wasserschutzgebieten. Auch mit ande-
ren Darstellungen der Karte gibt es keine Konflikte. Diesbeziiglich ist nicht von einer negativen Wechselwirkung
mit der gegenstdndlichen Planung zu rechnen.

3.2 Flachennutzungsplan

Die Gemeinde Pforzen verfigt Uber einen giltigen Flachennutzungsplan. Dieser wurde von der Kreisplanungs-
stelle des Landkreises Ostallgéu erstellt, der integrierte Landschaftsplan durch das Biro Hofmann und Dietz, Ir-
see. Der Fléchennutzungsplan wurde am 15.05.1998 durch die Gemeinde festgestellt und durch das Landrats-
amt Ostallggu mit Bescheid vom 28.09.1999, Az: V-610-6/2 genehmigt. Durch die Bekanntmachung der Ge-
nehmigung ist der Flachennutzungsplan seit dem 08.10.1999 rechtsverbindlich. Im gegensténdlichen Bebau-
ungsplan soll das Plangebiet als Sonder-, Gewerbe- und Mischgebiet festgesetzt werden. Derzeit ist die Fldche
als Fléche fur die Landwirtschaft und Grinfléche dargestellt. Der Flachennutzungsplan wird im Parallelverfahren
gemdB § 8 Abs. 3 BauGB gedndert. Damit entwickelt sich der Bebauungsplan aus dem Fléchennutzungsplan.

Abbildung 2: anstehende Anderung des Fléchennutzungsplanes (links)
mit bestehenden Darstellungen (rechts), unmaBstablich

Pforzen ist gemdB Regionalplan Allgéu (16) gemeinsam mit Rieden als Kleinzentrum eingestuft. Mit dem LEP
2013 wurden die Gebietskategorien der aktuellen Raumentwicklung angepasst und zuletzt 2023 fortgeschrie-
ben. Pforzen liegt hiernach im Allgemeinen lédndlichen Raum, siehe LEP Anhang 2. Hierin sind die Gebiete be-
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stimmt, die eine unterdurchschnittliche Verdichtung aufweisen. Hier sind in der Regel keine spezifischen landes-

planerischen Festlegungen erforderlich, die Gber die Festlegung zum léndlichen Raum in 2.2.5 hinausgehen. Es

ist hiernach Aufgabe der éffentlichen Hand, den léndlichen Raum unter besonderer Wahrung seiner Eigenarten

und gewachsenen Strukturen als gleichwertigen und eigenstéindigen Lebensraum zu entwickeln, zu ordnen und

zu sichern. Hierzu sind u. a. notwendig:

* die Starkung der eigensténdigen Wirtschaftsstruktur des léindlichen Raums mit einem entsprechenden quanti-
tativen und qualitativen Arbeitsplatzangebot,

Die umfassende Starkung des léndlichen Raums trégt zur Schaffung und zum Erhalt gleichwertiger Lebens- und

Arbeitsbedingungen in allen Landesteilen bei. Damit kann auch der Entwicklungsdruck auf die Verdichtungsréu-

me abgemildert und die Abwanderungstendenz junger, gut ausgebildeter Menschen abgeschwécht werden.

4. Bestand

4.1 Geologie und Bodenkunde

Im Plangebiet finden sich laut der Ubersichtsbodenkarte und der digitalen Geologischen Karte, MaBstab
1:25.000, des UmweltAtlas Bayern der Bodenkomplex 84d / ghm,G ,Fast ausschlieBlich Kalkpaternia aus Car-
bonatfeinsand bis -schluff Gber Carbonatsand bis -kies (Auensediment)”.

Laut Bodenschatzungsibersichtskarte, Mafistab 1:25.000, des UmweltAtlas Bayern finden sich im Plangebiet
lehmige Béden mittlerer Zustandsstufe mit guten Wasserverhdlinissen (L Il 2).

Relief: Das Gelénde im Plangebiet liegt auf Hohen von 650 m NHN im Norden bis 652 m NHN im sidlichen
Teil. Nordwestlich steigt das Geldnde zu einem steilen, mit Nadelgehdlzen beforsteten Hang um ca. 30 m Ho-
henmeter an. Wegen der Reliefenergie besteht dort eine Rutschanfalligkeit, die jedoch voraussichtlich nicht bis

auf das Plangebiet heranreicht.
Sudsstlich der B 16 vertieft das Relief hin zum Bachbett der Wertach bei unter ca. 648 m NHN. An der FléBer-
schleife ist ein Hochwasserdamm ausgebildet.

4.2 Naturraum und Klima

Die Planung ist eingebettet im Naturraum der Riedellandschaft der lller-Lech-Schotterplatten (046-A) und liegt
im Talbereich der Wertach. Am Ostrand, entlang der Bebauung Am Moosberg und am Westrand entlang des
Feldwegs in der Verléngerung des Leutenwegs liegen Gehélz- und Grinstrukturen vor (vgl. auch obenstehenden
Punkt 3.2 Flachennutzungsplan).

4.3 Infrastruktur / ErschlieBung

Durch das Plangebiet fihren derzeit teils befestigte Feldwege, die von der Strale ,Am Moosanger” und dem
Leutenweg aus Gber den Kreisverkehr an die B 16 anbinden. Direkt benachbart liegt im Norden das bestehende
Gewerbegebiet mit breitem gewerblichem Spektrum: Einzelhandelsbetrieben, einer Bank, einer Tankstelle und
mehreren Handwerksbetrieben. Am Leutenweg liegt eine Hofstelle, die den Sporn der Mischbebauung mit Dorf-
gebietscharakter zwischen dem Leutenweg und der Kemptener Strafle darstellt. Im Norden liegt eine bisher nach
landwirtschaftlicher Privilegierung genehmigte Biogasanlage mit Technikgebéuden, Silagen und Gérbehdaltern.

Die geplante ErschlieBung sieht die Hauptachse von ,Am Moosanger” zur Kemptener StraBe hin vor, wobei die
Verléingerung des Leutenwegs in die freie Landschaft nach Westen nur untergeordnet und primér fir landwirt-
schaftliche Zwecke erfolgen wird. Gesonderte Rad- oder Fulwegverbindungen durch das Gebiet sind nicht vor-
gesehen, da der Wertachweg stdlich der B 16 und die Anbindung Gber die Wegebezige am unweit gelegenen
Kreisverkehr ausreichend gegeben zu sein scheinen.

4.4 Nutzungen

Derzeit ist das Plangebiet, wo nicht die Biogasanlage im Bestand liegt, noch intensiv landwirtschaftlich als Grin-
flache genutzt. Die Feldwege sind nicht asphaltiert. Eine Mittelspannungsleitung fohrt als Freileitung vom Einspei-
sepunkt nach Baisweil bzw. Richtung Hammerschmiede.

4.5 Denkmalpflege

Es befinden sich im Plangebiet keine Denkmidiler. Die néchstgelegenen Denkmaler sind alle weit vom Plangebiet
entfernt. Daher ist nicht zu erwarten, dass es Beeintréchtigungen der Planung durch die genannten Denkmadler
gibt. Ein Auftreten von unbekannten Bodendenkmadlern im Plangebiet wird aufgrund der Lage des Plangebietes
nicht erwartet. Sollten doch Funde auftreten, ist gem&B Art. 8 Abs. 1 — 2 BayDSchG (siehe Satzung unter ,Hin-
weise”) zu verfahren.

4.6 Altlasten / Bodenschutz

Es liegen keine Hinweise auf Altlasten im Planbereich vor.
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Mit Boden ist normenkonform und schonend umzugehen.

5. Planung

Bereits 2020 hat die Gemeinde Konzepte zur Erweiterung des Gewerbegebiets nérdlich und westlich des Leuten-
wegs betrachtet und skizzieren lassen. In diesem Zuge wurden die Méglichkeiten for den Fernwérmeanschluss
und die Verbindung zur Hauptwasserleitung nach Ingenried mit in die Diskussion eingebracht. Der Anschluss an
die Hauptwasserleitung ist zwischenzeitlich bereits erfolgt und nur eine private Wérmeleitung fohrt von der Bio-
gasanlage zur Hofstelle. Frih wurde die Notwendigkeit einer Linksabbiegespur bei der ErschlieBung von der B
16 aus erkannt. Die westliche Ausdehnung wurde damals insbesondere nach Norden noch weiter hinaus be-
trachtet. Letztlich hat man sich jedoch fur einen héheren Abstand vom Hangbereich entschieden.

5.1 ErschlieBung

5.1.1 Verkehr

Das Plangebiet wird Gber die Kemptener StraBe und Am Moosberg erschlossen. Uber Am Moosberg besteht An-
schluss an das bereits bestehende Gewerbegebiet. Die Kemptener Straie ist gleichzeitig die Bundesstrafle B 16.
Uber diese besteht Anschluss an das regionale und iberregionalen Verkehrsnetz. Innerhalb des Plangebietes er-
folgt die ErschlieBung Uber die Planstrafle (in Gelb). Entlang der PlanstraBen werden Mulden ausgebildet, die
das anfallende Wasser versickern. Die orange hinterlegten und schrég schraffierten Verkehrsfléchen werden im
Bestand belassen bzw. erfahren keinen gesonderten Ausbau, da diese nicht als Hauptachse fir die ErschlieBung
der Gewerbebetriebe vorgesehen sind.

5.1.2 Kanal - Entwésserung

Die Anbindung erfolgt an das auszubauende Ortsnetz.

Bei der Behandlung des Oberfléchenwassers soll der Versickerung der Vorzug gegeben werden.

Insbesondere bei Starkregenereignissen werden die Abflusswege im Gewerbegebiet offensichtlich. Daher wird
der Ablaufgraben als Grinfléche mit einem gewissen Schutzbereich erhalten. Die im Erweiterungsbereich anzu-
legenden Verkehrswege dienen zusétzlich der Bewdltigung der ankommenden Oberfléchenvolumina, die dar-
Uber gezielt abgeleitet und zur Versickerung gebracht werden sollen.

5.1.3 Starkregenabfluss und Hochwasserschutz

#

Am Letten

Z Sk
Abbildung 3: Ausschnitt aus der Risikokulisse fir Oberflachenabfluss und Sturzflut,
UmweltAtlas Bayern

In extremen Hochwasserlagen kann es nach den Betrachtungen des WWA Kemptens um leichte Uberschwem-
mungen im Bestandsbereich und am westlichen Gebietsrand kommen. Die Empfehlung lautet, bis 0,5 m Gber
Gelande eine wasserdichte Ausfihrung der Gebéude sicherzustellen (zu den absehbar betroffenen Bereichen:
siehe nachfolgende Abbildung 4).
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5.2 Art der baulichen Nutzung

Das Plangebiet wird in Teilfléchen unterteilt und damit als Sonder-, Gewerbe und Mischgebiet festgesetzt.

5.2.1 Sondergebiete

Drei Teilfléchen des Plangebiets erhalten besondere Gebietsfestsetzungen i.S.d. § 11 BauNVO, insbesondere
nach der letzten Angabe im Absatz 2: [...] ,Gebiete fir Anlagen, die der Efforschung, Entwicklung oder Nutzung
erneuerbarer Energien, wie Windenergie und solare Strahlungsenergie, dienen.” Konkretisiert auf die entspre-
chenden Nutzungen sind dies:

+  SO-Solar: Freiflachensolaranlagen mit Einschréinkungen zur umweltvertraglichen Umsetzung.
Fur Vorhabentrager wird die Bezugnahme und Umsetzung nach der vereinfachten Eingriffsregelung
gem. Kapitel 2) aus dem Rundschreiben des Bayerischen Staatsministeriums fir Wohnen, Bau und Ver-
kehr vom 05.12.2024 empfohlen.

*  SO-Biogas: Das Teilgebiet dient der Biomasseverwertung. Die Leistung wird kombiniert Gber die thermi-
sche und elekirische Leistung summiert verrechnet. Damit ist sowohl die Erzeugung von Wérme als auch
Strom abgedeckt. Dies wird Uber die Zuhilfenahme eines Umrechnungsfaktors je Normkubikmeter Gas
erfasst. Dies soll die immissionstechnische und umweltrelevante Dimension der Anlage auf ein vertrégli-
ches Maf} zu begrenzen. Aus Griinden des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit sind zudem nur land-
wirtschaftliche Edukte aus der nahen Umgebung (ca. 20-25 km) zugelassen.

Vorhaben missen im Ubrigen weiterhin das Gebot der Riicksichtnahme nach § 15 BauNVO einhalten.
Insbesondere, sobald die Flécheneigentimerschaft von SO-Biogas und GE 10 getrennt wird. Der Be-
bauungsplan greift weitergehenden Bestimmungen des Immissionsschutzes nicht vor. Gegeniber der
Genehmigungsbehdrde sind hier ggf. gesonderte Nachweise zu fihren. Es wird empfohlen bereits zu
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Beginn der Planungen zum Bau oder der Erweiterung ein Konzept fir die Bewdltigung einer Havarie mit
einzubeziehen. Es wird auf das Biogashandbuch Bayern beim Ifu.bayern.de hingewiesen.

*  SO-Heizung: In Abgrenzung zum vorgenannten Sondergebiet zur Biomasseverwertung sind hier keine
Gaserzeugungsanlagen beinhaltet. Eine weitere Beschréinkung der Energietréiger — bis auf die biogene
Herkunft — erfolgt fir das SO-Heizung auf der bauleitplanerischen Ebene nicht.

5.2.2 Gewerbegebiet (GE)

Fur die Gewerbegebietsfléchen wird i.S.d. § 8 BauNVO die Zulassigkeit nicht erheblich beldstigender Gewerbe-
betriebe weiter eingeschrankt. Die genannten Vergnigungsstétten sind, ebenso wie die, dem Wohnen &hnlichen
Nutzungen, Betriebsleiter- oder Betrriebsangehérigenwohnungen werden ausgeschlossen. Ausnahmen hierfir
sind explizit ausgeschlossen — nahe Wohnungen kénnen auflerhalb der Gewerbebaufldchen errichtet werden.
Ebenfalls ergeht zum Immissionsschutz eine Beschrénkung der zul@ssigen Lérmentwicklung aufgeteilt auf die Teil -
flachen gemdB der Schalltechnischen Untersuchung. So wird die Erweiterung des Gewerbegebiets gegliedert
und umgebungsvertréglich mit der Bestandsbebauung verzahnt.

5.2.3 Mischgebiet (MI-W)

In dieser Zeile wird das im Gewerbegebiet ,Nérdlich der Kemptener Strale” angelegte Konzept des gegliederten
Mischgebiets weitergefihrt und die Verzahnung mit der Gewerbenutzung fortgefihrt. Im MI-W sind vorwiegend
Wohnnutzungen méglich und die gewerblichen Nutzungen eingeschrénkt. Insbesondere soll Einzelhandel nur
betriebsbezogene bzw. betriebsnahe Produkte in begrenztem Flachenrahmen (Bruttoverkaufsfléche unter

400 m?2) umfassen. In den Gewerbegebietsteilen sind Wohnnutzungen unzuléssig. Eine enge Vernetzung zwi-
schen dem gewerbenahen Wohnen im MI-W und den Betrieben im GE ist bewusst und gewiinscht. Zudem gilt
die gegenstédndliche Aufteilung zur klaren Trennung, sofern Betriebsinhaber eine Wohnung nahe des eigenen
Betriebs nutzen méchten.

5.3 Maf3 der baulichen Nutzung und Gestaltung

Die Uberbaubare Fléiche wird durch Baugrenzen definiert. Garagen und Stellplétze dirfen nur innerhalb der
Baugrenzen errichtet werden. Die Baugrenze darf fir Dachibersténde, Kellerlichtschéchte, Treppenabgénge,
Vordécher u. dgl. Vorbauten bis zu 1,50 m Gberschritten werden.

Fur die Gebdude sind Sattelddcher bzw. Flachdécher und auch Pultdécher zuléssig. Die Festsetzungen finden
sich unter § 8 der Satzung. Der Bereich des Gewerbegebiets erfordert an sich keine feinere Steuerung der Dach-
formen. Fir die Mischgebietsbebauung wurde eine zusétzliche alternative Bebauungsméglichkeit konzipiert. Bei
steilen Dachneigungen kénnen drei Vollgeschosse ausgebildet werden und es werden nur bei steiler Dachform
Dachaufbauten zuléssig. Enge Regelungen, wie im inneren Ortsbereich oft vorgegeben, wurden als nicht erfor-
derlich angesehen. Lediglich wurde die Beschrénkung von Dachaufbauten auf 60 % der Dachseite fir sinnvoll
erachtet, eine Gliederung von Dach- bzw. Traufseite sicherzustellen. Zur Klarheit bei Gaubenwénden oder Ab-
schleppungen wird die Wandhéhe konsequent bis zum Durchstof3punkt Dachhaut vermessen und diese daher
angehoben auf 0,5 m unter der GH der anderen Bauformen. Blech- und Metallverkleidungen an Fassaden sind
for Gewerbe Ublich und daher zuldssig erklért worden. Glénzende und grelle Oberflachengestaltung ist jedoch
auch bei dieser Ausgestaltung (vgl. § 8.7 der Satzung) zu vermeiden.

Im Bereich GE-0O1 bis GE-10 sind bis zu drei Vollgeschosse zuléssig, jedoch sind drei Vollgeschosse nur auf ei-
ner Grundfléche von maximal 500 m? je Baugrundstick. Innerhalb dieser Flachen dirfen Wand-/Gebaudehs-
hen auch 12,7 m betragen. Jenseits dieser Fléchen sind die Wand-/Gebéudehshen mit 11 m begrenzt und nur
zwei Vollgeschosse zuldssig.

Fur den unteren Bezugspunkt fir die Hohe der Gebéude wurde die Oberkante Fertigfuboden (OK FFB) des je-
weiligen Gebdudes definiert. Diese OK FFB darf maximal 0,40 m (ber dem geméf Planzeichnung definierten
StraBenniveau liegen. Liegt das Gebéude abseits eines definierten Punktes darf von der Mitte der Hinterkante
Fassade auf die Verbindungslinie zwischen den beiden néchsten definierten Punkten senkrecht projiziert werden
und auf den interpolierten Wert zwischen den beiden Bezugswerten bezogen werden.

(Beispiel (fiktive Werte): Liegt die Projektion der Mittellinie der Hinterkante entlang der Fassade bei 2/3 der Stre-
cke zwischen Punkten mit den definierten Werten 620,00 m NHN und 621,00 m NHN, so darf auf 620,66 m
NHN bezogen werden und die max. OK FFB liegt bei 621,06 m NHN.)

Oberer Bezugspunkt sind die senkrechten Beziige zu Oberkante Dachhaut, Dachfirst oder Attika auf die tatséch-
liche OK FFB.

Fur die Sondergebiete wird der Abstandsfléchenbezug nach den Vorgaben fir Gewerbegebieten herangezogen,
um eine gleiche Bemessungsgrundlage wie auf den benachbarten Flachen zu schaffen.
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5.4 Grinordnung

5.4.1 Natirliche Grundlagen

Entlang des Feldwegs in Verldngerung des Leutenwegs liegen z.T. amilich kartierte Gehélzfléchen sowie eine ge-
hslzfreie Béschungsfléche mit wertvollem Vegetationsbestand. Am Graben zwischen bestehender Biogasanlage
und im nérdlichen Anschluss an den bestehenden Bebauungsplan ,Nérdlich der Kemptener Strafe” liegen Ge-
hslzhecken. Die Feldwege, die durchs Plangebiet ziehen werden zum Befahren der Biogasanlage und zum Be-
dienen der intensiv landwirtschaftlich genutzten Grinfléchen genutzt. Es ergibt sich auch auf Grund der Néhe
zur B 16 im Suden eine starke anthropogene Prégung. Naturrdumlich wird der Bereich als ,Talbéden und Nie-
derterrassen von Lech und Wertach (047-A)” bezeichnet.

5.4.2 Begrindung der griinordnerischen Festsetzungen

Die Festsetzungen in den privaten Grundstiicken sollen nicht nur die Einbindung in den Kulturraum der ostall-
géuer Landschaft, sondern auch eine gewisse naturschutzfachliche Wertigkeit trotz der verstdrkten Nutzung ge-
wiéhrleisten Gehdlzpflanzungen sollen die Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft abmildern und
for Kleinklima, Gebietswasserhaushalt und fir den @sthetischen Eindruck einen positiven Beitrag leisten. Auch
die grinpflegerische Gestaltung der nicht anderweitig betrieblich genutzten Grundstiicksflachen trégt hierzu bei.
Fir die Sondergebietsbereiche mit Solarenergieanlagen sind Pflegeregime vorgegeben, die eine Verbesserung
des Ausgangszustandes erreichen sollen und den dort zu erwartenden Eingriff kompensieren werden. Teilberei-
che des Plangebietes werden als Fléchen mit MaBBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft gesichert. Darunter fallen insbesondere die kartierten bestehenden Fléchen mit hoher dkologi-
scher Wertigkeit (Geholzhecke, Ufergehélze und wertvolle Offenlandbereiche).

Zur Ortsrandeingrinung werden am Westrand Griinfléchen vorbereitet, die eine dreireihige Hecke erhalten, die
mit Baumen Gberstellt wird und einen Ubergang in die nur leicht bebaute Kulturlandschaft zwischen der Ham-
merschmiede und Pforzen bildet. Weiter nérdlich wird die Eingrinung mit den StraBenbegleitbdumen entlang
der HaupterschlieBungsachse zusammengefihrt. Auf Grund der Lage unterhalb des bewaldeten Hanges ist die
Fernwirkung des bebauten Ortsandes schwécher zu bewerten. Die Biogasanlage liegt im Bestand vor und wird
so beibehalten. Die Grinachse zum &stlichen Gewerbegebietsteil eignet sich zur landschaftsbildlichen Einbin-
dung der Freiflachen-PV und des SO-Heizung in nordéstliche Richtungen. Entlang der B 16 muss durch Gehélze
der Mindestabstand (auch Aste etc.) von 8 m gewahrt bleiben. Eine Eingrinung in diese Richtung ist maBvoll ge-
wéhlt worden. Durch textliche Festsetzungen wird zudem eine Durchgrinung mit Bdumen in den Gewerbeflé-
chen sichergestellt.

5.4.3 Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung

Parallel zum Bebauungsplan ,Gewerbegebiet Wertachauen 11 gemafl § 30 Abs. 1 BauGB wird das griinordneri-
sche Konzept entwickelt und als Grinordnungsplan integriert. Hierdurch wird eine angemessene Eingriinung des
Gebietes festgesetzt.

Der Eingriff wurde in Anlehnung an die Flachenbeurteilung nach Biotop- und Naturschutztypen (BNT) gemaf
der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV) aufgenommen bilanziert und so der Kompensationsbe-
darf ermittelt. Nach der Anlage Résel & Tochter werden die Fldchen mit dem jeweiligen Faktor der GRZ gemaf
Bebauungsplan belegt und zu einem Gesamtausgleichsbedarf von 327.299,50 Wertpunkten bemessen. Beim
BNT K121 ist zu beachten, dass nur fir nicht berihrte Bereiche (T-Linie) kein Kompensationsbedarf besteht. Be-
eintrichtigte Bereiche des BNT K121 wurden zu 100 % ihrer Fléche in den Kompensationsbedarf gezogen. Dort
wird von einer Versetzung der Wuchsbereiche an einen anderen, geeigneten Standort ausgegangen. Reduzieren-
de Planfaktoren werden auf Grund der geringen Ein- und DurchgrinungsmaBBnahmen nicht angesetzt.

Der Bedarf wird durch verbindliche Zuordnung externer, bereits eingerichteter Flachen aus gewerblichen Oko-
konten kompensiert. Dies umfasst gewerbliche Okokontofldchen geméB Satzung 7.9.

Der Kompensationsbedarf in Héhe von 327.299,50 WP wird so durch einen Kompensationsumfang in Héhe
von 327.301 WP vollsténdig ausgeglichen.

In den gesammelten Anlagen zum Bebauungsplan, erstellt von L. und H. Résel, Landschaftsarchitekt, Résel &
Tochter — Arbeitsgemeinschaft fir Landschaftsékologie und Forstingenieurwesen, Schmiechen (Kartierung Gel-
tungsbereich, Einstufung Biotop- und Nutzungstyp nach Biotopwertliste zur Anwendung der BayKompV, Stand
25.03.2026/ Kompensationsbedarfs- und Umfangsberechnung nach Leitfaden 21, Stand 25.03.2026/ Kom-
pensationsbedarf gem. Leitfaden 21 , Stand 25.03.2026) sind die Fléchenanteile im Plangebiet zur Eingriffser-
mittlung dargelegt. Beziglich des Kompensationsumfangs befinden sich zusétzlich naturschutzfachliche Erléute-
rungen mit Lageplan und Zielzustandsplan des Ingenieurbiro fir Garten- und Landschaftsplanung IGL, erstellt
von Dipl.Ing (FH) Miriam Puscher zum Okokonto und Beschreibung der Okokontoflédchen auf den Flurnum-
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mern 393 (TF) und 2282, erstellt durch Dipl.-Ing (FH) M. Kénig, auenraumkonzepte, Winzern, als Anlage bei
der Satzung. Im Ubrigen wird auf den Umweltbericht verwiesen.

Zusammenfassend bedeutet dies, dass neben der FI.Nr. 2282, die auf der Gemarkung Pforzen liegt und damit
unmittelbar im planerischen Zugriff der Gemeinde liegt, durch (jeweils vollumféngliche) Ausbuchung von Wert-
punkten externer Okokontofldchen der ermittelte Kompensationsbedarf erbracht wird. Zur Nachvollziehbarkeit
werden Ausziige der Plane mit den Zielzusténden der beteiligten Flachen als Anlage der Satzung zugeordnet.

5.4.4 Artenschutz

Im Bereich des kartierten Vorkommens von Allium carinatum (Kiel-Lauch) und Campanula glomerata (Knéduel-
Glockenblume) (BNT K 121) entfallen ca. 38 m2 nach Planung auf Verkehrsfldchen. Fir diese Arten liegt ein
Eintrag nach Roter Liste Deutschland und auch Bayern mit Schutzstatus 3 (geféhrdet) vor. Eine Genehmigung
baulicher Eingriffe z.B durch Verlegung dieser Teilfléche als Ausnahme der Naturschutzgesetzgebung wurde von
der unteren Naturschutzbehérde signalisiert. Der Schutz der verbleibenden Arten muss gewdhrleistet bleiben,
weshalb geeignete SchutzmaBBnahmen in der Satzung festgesetzt wurden.

Nach Einschétzung der zusténdigen unteren Naturschutzbehérde ist mit einer durch das Vorhaben verursachten
Betroffenheit europarechtlich geschitzter Arten nicht zu rechnen, genauere Untersuchungen oder Mafinahmen-
konzepte sind nicht nétig.

6. Flachenbilanz

Das Plangebiet mit 9,39 ha Flache gliedert sich folgendermafen auf (Abweichungen méglich):

Fléchenteil gesamt Anteil
Bauflachen - alle Teilgebiete 72.203 m? 77,0 %
Ml 2.887 m?
GE 54074 m?
SO Biogas 7.804 m?
SO Solar 4.011 m?
SO Heizung 3.454 m?2
Verkehrsflachen 10.019 m2 10,6 %
Offentliche StraBenverkehrsfléichen 9.250 m?
StraBBenbegleitgrin 769 m?
Grinflachen 11.593 m2 12,3 %
(:)ffenﬂiche Grinfléchen — Eingrinung Nord 4.582 m?
Offentliche Grinfléchen — Eingrinung West 4.993 m?
Offentliche Grinflachen — Eingrinung Sid (B16) 1.986 m?
Gesamffléiche 93.815 m2 100 %

7. Immissionsschutz, Umweltgestaltung

7.1 Immissionsschutz

Es wird auf die unvermeidlichen Immissionen von benachbarten landwirtschaftlichen Flachen hingewiesen.

Fur die bestehende Biogasanlage liegt derzeit noch eine Genehmigung vor. Diese bericksichtigt die Bestands-
gebédude des dstlich gelegenen Gewerbegebiets ,Nérdlich der Kemptener Strafle”. Die Biogasanlage darf laut
Bescheid im benachbarten GE (FI.Nr. 2304/11) einen Wert von 59 dB(A) zur Tagzeit und 44 dB(A) zur Nachtzeit
ausschépfen. Das neu ausgewiesene GE10 befindet sich zwar teilweise etwas néher an der gesamten Flache der
Biogasanlage, allerdings in einem etwas gréBeren Abstand zu den lérmrelevanten Quellen der Biogasanlage.
Zudem bezieht sich der Wert von 59 dB(A) tags und 44 dB(A) nachts auf die reduzierten Werte der TA Larm.
Selbst wenn es durch die Biogasanlage zu einer geringen Uberschreitung der um 6 dB(A) reduzierten Werte am
GE 10 kommen sollte, erscheint es auf Grund der Einwirkungsrichtung aus Norden unwahrscheinlich, dass es

in Summe mit den anderen Gewerbefléchen im Osten und Siiden in der Praxis zu einer Uberschreitung der Ge-
samt-Immissionsrichtwerte der TA Larm kommt.

Die Begriindung der Festsetzungen zum Immissionsschutz - Lédrm - erfolgt nach den Ausfihrungen des ausstel-
lenden Gutachters der Firma BEKON Larmschutz und Akustik vom 3.2.2026 wie folgt:
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.In der Bauleifolanung sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhdltnisse
zu beachten. Es ist zu priifen, inwiefern schddliche Umwelteinwirkungen (hier Lérmemissionen) nach § 3 Abs. 1 BImSchG
verursacht werden und die Erwartungshaltung an den Ldrmschutz erfillt wird.

Nach § 50 BImSchG sind bei raumbedevtsamen Planungen und Mallinahmen die fuir eine bestimmte Nutzung vorgesehe-
nen Fldchen einander so zuzuordnen, dass v.a. schédliche Umwelteinwirkungen auf die ausschlieBlich oder dberwiegend
dem Wohnen dienenden Gebiefe, sowie auf sonstige schutzbediirftige Gebiete so weit wie mdglich vermieden werden.

Orientierungswerfe des Beiblottes 1 zur DIN 18005

Um zu beurfeilen, ob durch die zukinftige Nutzung des Bebauungsplangebietes als Gewerbegebiet diese Anforderungen
fir die schutzbedirftigen Nutzungen hinsichtlich des Schallschutzes erfillt sind, kénnen die Orientierungswerte des Beiblat-
tes 1 zur DIN 18005 herangezogen werden.

Zuldissiges Immissionsniveau

Die Kommune als Planungstrégerin gibt durch die Festsetzung von zuldssigen Ldrmemissionskontingenten vor, welche
Lérmemissionen zukinftig aus dem Bebauungsplangebiet emittiert (abgestrahlt) werden dirfen. Auf Basis von normierten
Rechenmethoden ergeben sich dann zuldssige Ldrmimmissionen (auch als Immissionskontingente bezeichnet) an den um-
liegenden schutzbedirftigen Nutzungen, die sich am Immissionsniveau orientieren. Unter Immissionsniveau sind die L&rm-
immissionen zu verstehen, welche zukinfig zuldssig sein sollen.

Es kann durch die Kommune ein Immissionsniveau oberhalb der Orientierungswerfe im Rahmen sachgerechter Abwdégung
zugelassen werden. Dies ist z.B. dann mdglich, wenn bereits LGrmimmissionen als Vorbelastung an den umliegenden
schutzbedirftigen Nutzungen einwirken. Fir die maximale Héhe des vorgesehenen Immissionsniveaus gibt es keine gesetz-
lichen Vorgaben. Als "Orientierung” kann auf die TA Ldrm zuriickgegriffen werden.

In der TA Lérm wird fir besondere Situationen unter Punkt 8.7 (Gemengelage) eine "Obergrenze” fir zum Wohnen die-
nende Gebiete von 60 dB(A) tagsiber und 45 dB(A) nachts angegeben. Dabei gibt die TA Lérm aber keine Obergrenze
der zuldssigen Gewerbeldrmimmissionen vor, sondern regelt, unter welchen schalltechnischen Bedingungen ein Betrieb
oder eine Anlage genehmigungsfihig ist. Die TA Ldrm Idsst somit Lérmbelastungen zu, die dann, wenn ein Betrieb den
Immissionsrichtwert bereits ausschdp# und zuséitzlich weitere Betriebe nach dem ,6-unter-Kriterium® genehmigt wurden,
weit Gber den Orientierungswerten des Beiblattes 1 zur DIN 18005 fir Gewerbeldrmimmissionen liegen kénnen.

Zuldssige Larmemissionen nach der DIN 45691:2006- 12 "Gerduschkontingentierung”

Um eine Uberschreitung der zu Grunde zu legenden Gewerbeldrmimmissionen an den schutzbedirftigen Nutzungen zu
verhindern, wurden Emissionskontingente nach der DIN 45691:2006-12 fir das Bebauungsplangebiet festgesetzt.

Somit werden die umliegenden schutzbediirffigen Nutzungen vor unzumutbaren Lédrmeinwirkungen geschiitzt. Ferner kann
eine gerechte Verteilung der zuldssigen Lérmemissionen auf das gesamte Bebauungsplangebiet sichergestellt werden.

Die planungsrechtliche Grundlage hierfir bildet § 9 Abs. 1 Nr. 23 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb BauGB.

Im Sondergebiet ist die Festsetzung nach § 11 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 3 mdglich.

Durch die Festsetzung der Emissionskontingente wird somit geregelt, welche Schallemissionen die Betriebe und Anlagen im
Plangebiet autweisen dirfen. Mit dem festgesetzten Rechenverfahren ergibt sich dann fir die umliegenden schutzbedirfti-
gen Nutzungen das jeweilige Immissionskontingent. Rechtlich umstrittene Bezige zu Gegebenheiten aullerhalb des Plan-
gebietes (Démpfungen, Immissionsorte usw.) sind somit in diesem Bebauungsplan nicht erforderlich.

Um der hier erforderlichen hohen Genauigkeit gerecht zu werden, sind die Berechnungen (in Abweichung zur

DIN 45621) mit einer Nachkommastelle genau durchzufihren.

Als Einfallswinkel ist von 360 Grad auszugehen. Somit ist festgelegt, dass z.B. die Figenabschirmung einer Gebdudefassa-
de eines betrachteten Wohngebdudes nicht herangezogen wird.

Erstreckt sich die Betriebsfldche eines Vorhabens iber mehrere Teilflichen, so ist dieses Vorhaben dann zuldssig, wenn der
sich ergebende Beurteilungspegel nicht gréler ist als die Summe der sich aus den Emissionskontingenten ergebenden Im-
missionskontingente. Es werden somit alle Immissionskontingente LIK,i,j aus den Teilfléchen (i) an den relevanten Immissi-
onsorten (j) ermittelt und logarithmisch aufsummiert.

Als Bezugsfldche ist die in der Planzeichnung als Gewerbe- bzw. Sondergebiet dargestellte Grundstiicksfléche heranzuzie-
hen.

Dies ist die im Plan weif3 dargestellte Fléche.

Nachweis im Genehmigungsverfahren

Zur Berechnung der zuldssigen Immissionskontingente sind nur die schutzbedirftigen Réume in Gebduden (bzw. bei unbe-
bauten Fléchen oder bebauten Flichen, die keine Gebdude mit schutzbeddirftigen RGumen enthalten, an dem am stdirks-
fen betroffenen Rand der Fléche, wo nach dem Bau- und Planungsrecht Gebdude mit schutzbediirfigen Rdumen erstellt
werden dirfen) auBlerhalb des Bebauungsplangebietes heranzuziehen. Die Definition der schutzbedirftigen RGume richtet
sich nach der TA Lérm (Mafigeblicher Immissionsort). Ein Nachweis der Einhaltung der zuldssigen Immissionskontingente
innerhalb des Plangebietes (z.B. an Birogebduden) ist nicht erforderlich. Der Schutzanspruch innerhalb des Plangebietes
an benachbarfen Grundsticken richtet sich ausschlieBlich nach der TA Lérm.

Lérmschutzqutachten im Genehmigungsverfahren

In der Satzung wurde der Hinweis aufgenommen, dass bei der Neuverrichtung und Anderung von Bauvorhaben bzw. im
Genehmigungsverfahren und Genehmigungsfreistellungsverfahren mit der Genehmigungsbehdérde abzustimmen ist, ob ein
gutachterlicher Nachweis der Finhaltung der sich aus der Satzung ergebenden Lérmimmissionen erforderlich ist. Dies gilt
auch in Genehmigungstreistellungsverfahren. Dieser Hinweis ist keine Grundlage der Abwdgung, sondern soll sicherstel-
len, dass die Bauwerber sich frihzeitig mit der Genehmigungsbehdrde in Verbindung setzen, um die Frforderlichkeit der
Begutachtung abzukidren. Somit kann eine zeitliche Verzgerung im Genehmigungsverfahren im Sinne des Bauwerbers
vermieden werden.

Bewertung der Lérmimmissionen
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Es befinden sich Bebauungsplanfidchen (,Nérdlich der Kemptener StralBe”) mit Lérmemissionskontingenten unmittelbar an-
grenzend an das Plangebiet. Die Immissionsorte liegen in diesem Gebiet am Rand hin zum neu geplanten Gewerbegebiet.
Entsprechend der Systematik der DIN 45691 ist bei der Ermittlung der Lérmimmissionskontingente von 360 Grad Einfalls-
winkel an diesen Immissionsorfen auszugehen. Es kéme somit in der Theorie zu einer Summenwirkung aus bestehenden
Gewerbeflichen aus dem Osten und neu geplanten Gewerbeflichen aus dem Westen. In der Praxis kommt es auf Grund
der unferschiedlichen Einwirkungsrichtungen sowie der Eigenabschirmung der Gebéudefassade aber zu keiner bzw. nur zu
einer teilweisen Uberlagerung. Es kdme somit bei der Ermittlung der Vorbelastung zu einer deutlichen Uberschéitzung der
Lérmimmissionen an diesen beiden Immissionsorten.

Um diesen Umstand zu beriicksichtigen, werden stattdessen die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 um &
dB(A) reduziert. Auf eine Ermittlung der Vorbelastung wird an diesen beiden Immissionsorten dann verzichfet.

Auf Grund der eben beschriebenen Situation wird dieses Vorgehen als sachgerecht angesehen.

Bewertung der Vorbelastung durch vorhandenen und zuléissigen Gewerbeldrm

Es werden die Orientierungswerfe des Beiblattes 1 zur DIN 18005 an umliegenden schutzbeddrftigen Nutzungen unter-
schritfen.

Bewertung der Zusatzbelastung

Wie der Untersuchungsbericht der BEKON Lérmschutz & Akustik GmbH mit der Bezeichnung LA24-398-GO01-T02-£01-07
vom 03.02.2026 autzeigt, werden die Orientierungswerte des Beiblottes 1 zur DIN 18005 an umliegenden schutzbedirt-
tigen Nutzungen eingehalten.

Es werden im benachbarten Bebauungsplangebiet Nr. 17 ,,Gewerbegebiet Wertachaven” die um 6 dB(A) reduzierten Ori-
entierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 unferschritten.

Nach Punkt 3.2.1 Absatz 2 der TA Lérm liegen dann, wenn die um 6 dB(A) reduzierten Immissionsrichtwerte eingehalfen
werden, keine schédlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 3 Abs. 1 BImSchG vor.

Geht man dabei von einer Vorbelastung aus, welche die Immissionsrichtwerte derzeit unterschreifet, so fihrt die Zusatzbe-
lastung durch das Plangebiet zu keiner Uberschreitung des Immissionsrichiwertes in Summe mit der Vorbelastung.

Geht man davon aus, dass die Vorbelastung die Immissionsrichtwerfe bereits ausschdpft, so fihrt die Zusatzbelastung aus
dem Plangebiet zu einer Pegelerhéhung von ca. 1 dB(A). Dies ist nicht wahrmehmbar und zumutbar.

Liegt die Vorbelastung im Bestand oberhalb der Immissionsrichtwerte, so liegt die Pegelzunahme bei weniger als 1 dB(A)
und damit fir die Summenbelastung unterhalb der Wahrnehmbarkeit.

Liegt die Vorbelastung im Bestand 4 dB(A) iber den Immissionsrichtwerten, so liegt die Zunahme bei weniger als

0,5 dB(A) und damit fir die Summenbelastung unterhalb der Wahrnehmbarkeit sowie in der Rundungstoleranz.

Aufgrund dieses Ansatzes kann auch ohne Ermittlung der Vorbelastung davon ausgegangen werden, dass die zuscitzlichen
Immissionen zu keinen unzumutbaren Pegelerhéhungen an

den relevanten Immissionsorfen fihren, die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhdlinisse nach dem Bauge-
setzbuch (BauGB) erfillt werden und keine schédlichen oder unzumutbare Lérmimmissionen hervorgerufen werden.
Wahrnehmbarkeit von Pegeldnderungen

Zur Wahrmehmbarkeit von Pegelénderungen kann auf die Zusammentassung des Umweltbundesamftes aus dem Jahre
2004 verwiesen werden. Diesem Bericht kann entnommen werden, dass Pegelinderungen ab 1 B(A) in ginstigen Bedin-
gungen gerade noch wahrgenommen werden kénnen. Pegeldnderungen von 3 dB(A) werden in der Regel wahrgenom-
men. Es kann davon ausgegangen werden, dass Pegelanhebungen unter 1 dB(A) nicht wahrgenommen werden kénnen,
da es sich bei Gewerbeldrmemissionen in der Regel nicht um kontinuierliche Gerduscheinwirkungen handelt deren Verdn-
derung der Lautheit unmittelbar festgestellt werden kann.

Bewertung der Gesamtbelastung

Es werden an nahezu allen umliegenden schutzbeddrftigen Nutzungen auch unter Bericksichtigung der Gesamtbelastung
aus Vorbelastung und Zusatzbelastung die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 eingehalfen.

Im unmittelbar benachbarten Mischgebiet im Bebavungsplangebiet Nr. 17 ,Nérdlich der Kemptener Strafle” werden die
Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 theoretisch um 0,4 dB(A) Gberschritten. Die Ermittlung der Lérmimmis-
sionen erfolgte aber entsprechend der DIN 45691 bei 360 Grad Einwirkungsrichtung. In der Praxis kommt es auf Grund
der unferschiedlichen Einwirkungsrichtungen sowie der Eigenabschirmung der Gebéudefassade aber zu keiner bzw. nur zu
einer teilweisen Uberlagerung aus Vor- und Zusatzbelastung. Es wurde somit die ermitielte Gesamtbelastung deutlich dber-
schditzt. Die sich in der Theorie ergebende Uberschreitung der Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 um 0,4
dB(A) wird als zumutbar angesehen.

Fs wird im geplanten allgemeinen Wohngebiet ,Sidlich der Kemptener Strafie” zu Uberschreitungen der Orientierungswer-
fe des Beiblattes 1 zur DIN 18005 um 0,4 dB(A). Es handelt sich bei der ermittelten Gesamtbelastung um eine theoret;-
sche Ldrmbelastung, welche dann entsteht wenn auf allen einwirkenden Gewerbefldichen die dort fesigesetzten Lérmemissi-
onskontingente vollstindig ausgeschdpft werden. Dies ist in der Praxis nicht der Fall.

Zudem ist die ermittelte Uberschreitung der Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 von 0,4 dB(A) nicht wahr-
nehmbar. Zur Wahrnehmbarkeit von Pegeldnderungen kann auf die Zusammenfassung des Umweltbundesamtes aus dem
Jahre 2004 verwiesen werden. Diesem Bericht kann entnommen werden, dass Pegeldnderungen ab 1 B(A) in ginstigen
Bedingungen gerade noch wahrgenommen werden kénnen. Pegeldnderungen von 3 dB(A) werden in der Regel wahrge-
nommen. Es kann davon ausgegangen werden, dass Pegelanhebungen unter 1 dB(A) nicht wahrgenommen werden kén-
nen, da es sich bei Gewerbeldrmemissionen in der Regel nicht um kontinuierliche Gerduscheinwirkungen handelf deren
Verénderung der Lautheit unmittelbar fesigestellt werden kann.

Gliederung des Bebauungsplanes und zuldssige Nutzung und Zweckbestimmung des Plangebiefes
Das festgesetzte Gewerbegebiet wird intern nach §1 Abs. 4 Satz 1 BauNVO entsprechend der Lérmemissionseigenschaft
gegliedert.
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Es wurde das Plangebiet in einen Bereich mit einer relevanten Einschrénkung der zuldssigen Lédrmemissionen und in einen
Bereich, in dem die Einschrdnkung so geregelt ist, dass die Zweckbestimmung eines Gewerbegebietes entsprechend § 8
BauNVO (vorwiegende Unterbringung von nicht erheblich beldstigenden Gewerbebetrieben) gewahrt bleibt, eingeteilt.
Diese zuldssigen maximalen Lérmemissionen werden durch die Festsetzung von Lérmemissionskontingenten nach der
DIN 45691:2006-12 geregelt.

In der Normgebung ist nicht definiert, mit welchen Lérmemissionen von nicht erheblich beldstigenden Gewerbebetrieben
zu rechnen ist. Die DIN 18005 gibt als Orientierungshilfe fir Gewerbegebiete fagsiber und nachfs einen fléchenbezoge-
nen Schallleistungspegel von LWA/m? = 60 dB(A) vor. In der Regel sind jedoch in Gewerbegebieten Hotels und Beher-
bergungssféitten zuldssig. Somit ergibt sich nach der Systematik der TA Lérm nachts eine um 15 dB(A) geringere zuldssige
Lérmimmission. Auch wenn ein flchenbezogener Schallleistungspegel und ein Lérmkontingent nicht dasselbe Lérmverhal-
fen definieren, kénnen diese BezugsgrofBen hilfsweise als gleichwertig angesehen werden.

Fir die Teilfliche GE O1 wird in ein Emissionskontingent von LEK = 64 dB(A) zur Tagzeit und von 49 dB(A) zur Nachizeit
vorgegeben. Somit wird die Ansiedlung von typischen Gewerbebetrieben (nicht erheblich beldstigende Gewerbebetriebe
im Sinne des § 8 BauNVO) erméglicht.

Planbedingter Fahrverkehr auf Sffentlichen Verkehrswegen

ErschlieBung dber Kemptener Strafle

Die Erschlieflung des Plangebietes erfolgt hauptsichlich unmittelbar iber die Kemptener StraBe (Bundesstrabe B168). Auvf
der Kemptener Strafle wird von einer Verteilung von jeweils 50% in Sstliche und 50% in westliche Richtung ausgegangen.
Die ndchstgelegenen schutzbeddrftigen Nutzungen in der Kemptener Strale mit der Schutzwirdigkeit eines allgemeinen
Wohngebietes befinden sich in einem Mindestabstand von ca. 20 m zur Straflenachse.

Es ergibt sich hieraus ein Beurteilungspegel von ca. 55 dB(A) zur Tagzeit und 48 dB(A) zur Nachizeit.

Es werden die Orientierungswerfe des Beiblattes 1 zur DIN 18005 (1) von 55 dB(A) zur Tagzeit eingehalten bzw. von 45
dB(A) zur Nachtzeit iberschritfen.

Es werden die Immissionsgrenzwerte von 59 dB(A) zur Tagzeit bzw. 49 dB(A) zur Nachizeit unterschritten.

Somit werden keine Wohngebiete oder Wohngebdude wesentlich durch den planbedingten Fahrverkehr auf Sffentlichen
Verkehrswegen beeintriichtigt. Die mdgliche Beeintréichtigung an den Verkehrswegen liegt im Rahmen der allgemein dbli-
chen Schwankungsbreite des Fahraufkommens auf ffentlichen Verkehrswegen und wird als zumutbar angesehen.
Sonstige Erschliefungsstrafien

Vereinzelt sind Fahrten auf den innerértlichen Verkehrswegen zu erwarfen. Auf Grund des dort bereits vorhanden Fahrver-
kehrs durch die bestehenden Gewerbegebiete vermischen sich diese planbedingten Fahrten mit dem dbrigen Verkehr und
werden nicht separat betrachtet. Die vereinzelten Abfahrten auf den innerérilichen Verkehrswegen werden als zumutbar an-
gesehen.”

7.2 Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallentsorgung

Die Entsorgung der in seinem Gebiet anfallenden Abfélle obliegt dem Landkreis Ostallgéu.

1. Alle Grundstiicke, auf denen regelméfig Abfélle anfallen, sind an die &ffentliche Abfallentsorgung an-
zuschlieBen. Hierfir sind auf den Grundsticken geeignete Einrichtungen zur Aufstellung der erforderli-
chen Abfallsammelbehélter zu schaffen.

2. Die Verkehrsflachen sind so anzulegen, dass eine ordnungsgeméfie Entsorgung der Haus-, Sperr- und
Gewerbeabfdlle im Rahmen der Einsammlungs- und Beférderungspflicht des Landkreises méglich ist.
Unter Einhaltung geltenden Bestimmungen, insbesondere der einschldgigen Unfallverhitungsvorschrif-
ten, missen die Grundstiicke durch die Abfalltransportfahrzeuge in Vorwértsrichtung uneingeschrénkt
angefahren werden kénnen.

3. In der Gemeinde Pforzen steht ein Wertstoffhof zur Verfigung. An diesem kénnen gebrauchte Verkaufs-
verpackungen entsprechend den geltenden Annahmekriterien angeliefert werden.

7.3 Altlasten / Bodenschutz

Altlasten:
Es liegen keine Hinweise auf Altlasten im Plangebiet vor.

Schutzgut Boden:

Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten
anfallt, ist entsprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgeméf3 und schadlos zu
entsorgen. Hieriber sind Nachweise zu fihren und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen.

8. Technische Infrastruktur

8.1 Straflen

Die Zuwegung zum Plangebiet wird Uber eine Linksabbiegespur von der B 16 aus, zwischen den GE-Teilen 01-
07 hindurch mit einer Brutto-Breite von 9,5 m nach Norden gefihrt. Abzweigend zur StraBe ,Am Moosberg wer-
den 9,7 m Bruttobreite vorgesehen und auf die bestehenden Straflenverkehrsfléchen gefihrt. Sudlich bzw. éstlich
dieser Achse stehen somit bei einer Straenausbildung von ca. 7,5 m noch ca. 2 m fir eine Sickermulde, be-
gehbare Bereiche, das Bankett sowie Zufahrten zur Verfiigung. Fir die Verbindung zwischen der Hauptachse und
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der Ache des Leutenwegs sind ausreichend FlachenmaBe (Brutto 7,5 m) gegeben, um mindestens eine 5,5 m
breite StraBe fir den ungehinderten gegenseitigen Begegnungsverkehr von KFZ zu gewdhrleisten. Die bisher
nicht ausgebauten Feldwege an der Biogasanlage zum SO-Solar und SO-Heizung werden auch kinftig nur be-
grenzt frequentiert, weshalb eine Brutto-Breite von ca. 4 m beibehalten und kein Ausbau erfolgen wird. Begeg-
nungsverkehr oder stérkere Frequentierung gehért jenseits der Bauphase nicht zur Nutzung und soll auch nicht
geférdert werden. Dies reduziert zudem die erforderliche Versiegelung.

Ein Ausbau der Leutenweg-Achse erfolgt unter Vorbehalt zunéchst nicht, da der Feldweg fir die landwirtschaftli-
chen Fahrzeuge ausreichend ist und im Besonderen am Kreuzungsbereich der Magerhang mit Biotopqualitét
(K121) nicht beeintréchtigt werden soll.

8.1.1 Hinweise des Staatlichen Bauamtes zur B 16

,Die Linksabbiegespur ist notwendig, Herstellungskosten und Ablése nach ABBV sind vom Vorhabentréger zu zahlen,
Staatliches Bavamt Kempten ist in die weitere Planung einzubeziehen.

Die Anbauverbotszone kann auf 13 m reduziert werden.

Der Verkehr darf durch die Bauarbeiten nicht behindert oder geféhrdet werden. Insbesondere dirfen auf der Fahrbahn und
den weiteren Stralenbestandlfeilen keine Baumaterialien gelagert oder Baumaschinen, Gerdte, Geriste usw. aufgestellt
werden. Héngende Lasten dirfen nicht dber die Fahrbahn geschwenkt werden.

Die Straflenbauverwaltung ist von jeglichen Anspriichen des Bauwerbers freizustellen, die sich aus dem Bestand und dem
Betrieb der Strafle ergeben. Das bedeutet, dass gegen die Straflenbauverwaltung keinerlei Anspriiche in Bezug auf Lérm -
sanierung geltend gemacht werden kénnen.

Dem StralBengrundstick und den Straflenentwdsserungsanlagen dirfen keine Abwdsser und kein Niederschlagswasser zu -
geleitet werden.”

8.2 Wasserwirtschaft

Fir das aufkommende Hangwasser und die Beseitigung der auf den éffentlichen Verkehrsfléchen anfallenden
Mengen von Oberfléchenwasser werden auf Ebene der ErschlieBungsplanung geeignete Ausfihrungen konzi-
piert.

Die Wasserversorgung ist durch Anschluss an die gemeindliche zentrale Wasserversorgung gesichert.

Das Oberléchenwasser auf den privaten Grundsticken soll an Ort und Stelle — soweit grundwasserunschédlich
— Uber die belebte Oberbodenzone zur Versickerung gebracht werden, soweit es die Bodenverhdlinisse zulassen.
Ist dies nicht méglich, ist das Wasser Gber einen gedrosselten Anschluss den Regenwasserkanal der Gemeinde
Pforzen abzuleiten. Die private Brauchwassernutzung wird zur Entlastung der Frischwasserversorung empfohlen.

Geméf Bodengutachten liegen im Bereich der Sondergebietsflachen (SCH-01) eher flache Absténde zum
Grundwasser vor (ca. 10 dm) und auch bei SCH-02 trat flacher anstehendes Grundwasser auf, als in den
Schurfen 04 bis 08, die um Tiefen von 2,5 — 2,6 m unter der Geléndeoberfldche Grundwasser aufgeschlossen
haben. Insbesondere dort, wo Baukérper von Grundwasser betroffen sein kénnen wird empfohlen, eine wasser-
dichte und auftriebssichere Bauweise umzusetzen. |dealerweise sollte auf Keller génzlich verzichtet werden.

Bei extremen Hochwasserereignissen kann es zudem im 6stlichen Geltungsbereich (z.B. beim GE 09, siehe
auch 5.1.3 der Begriindung) zu Uberschwemmungen kommen. Eine geeignete Ausfihrung der Bauten wird
empfohlen. Analog zum Gewerbegebiet ,Nérdlich der Kemptener Straie” wird auszugsweise aus der Begriin-
dung zitiert:

,Die Vorhaben sind mit méglichst unmittelbar mit der Héhe des EG Fullbodens auf dem natirlichen Geldnde zu errichfen
und Keller mit wasserdichtem Befon (sog. Weille Wanne) auszufihren.
Bei Extremereignissen kénnen gemdf der Hochwassergetahrenkarte (HQeawen fir die Wertach, Blattschnitt 126 Wertad K8
vom 21.03.2015) Wassertiefen mit bis zv 2,0 m, in einem kleinen Bereich im Norden auch geringfigig iber dies hinaus
auftreten [...]”

Die Hohenlage der OK FFB EG sollte dem entgegen sogar etwas héher als das Gelénde im Endzustand liegen.

8.3 Stromversorgung / Telekommunikation

Die LEW Verteilnetz GmbH und die Deutsche Telekom wurden am Vorhaben beteiligt.

Eine Mittelspannungsleitung (,M4“, 20 kV) fihrt noch als Freileitung vom Einspeisepunkt nach Baisweil bzw.
Richtung Hammerschmiede. Beim GE 10 wurden die bisherigen Freileitungen unterirdisch verlegt. Die Nieder-
und Mittelspannungsleitungen wurden bzw. werden als Erdleitungen verlegt.

Bei Bodenarbeiten sind dringend vorab Plédne der Bestandsleitungen bei der LEW einzuholen und die einschlégi-
gen Standards zur Arbeitssicherheit unbedingt einzuhalten. (Kabelauskunft:https://geoportal.lvn.de/apak/)

8.4 Brandschutz

Die zum Brandschutz erforderlichen Mafinahmen wie ausreichender Wasserdruck, Hydranten, Zufahrten u. dgl.
sind in Abstimmung mit dem Kreisbrandrat des Landkreises Ostallgéu zu veranlassen.
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9. Kartengrundlage

Es wurde die Uber die vom Amt fir Digitalisierung, Breitband und Vermessung Gber die Gemeinde zur Verfigung
gestellte amiliche digitale Flurkarte (Stand: Januar *26) verwendet.

Aufgestellt:

Kaufbeuren, Gemeinde Pforzen,
Thomas Haag, Herbert Hofer,
Stadtplaner Erster Burgermeister
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	3.1.3 Die Flächen mit der Zweckbestimmung zur die Unterbringung von Versorgungsanlagen für Wärmeenergie erhalten die Bezeichnung „SO-Heizung“. Zulässig sind
	Anlagen und Betriebe, die der Erzeugung von Energie aus biogenen Energieträgern dienen und eine Feuerungswärmeleistung unter 1 MW erbringen sowie die hierfür erforderlichen Nebenanlagen, Lagerflächen, Zuwegungen und Stellplätze
	Gebäude mit Anlagen zur energetischen Nutzung der biogenen Energieträger, einschließlich der Gebäude zur sicheren Lagerung bzw. Speicherung von Zwischenprodukten und zur Einleitung ins Versorgungsnetz.
	3.2 Es wird ein Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 BauNVO festgesetzt. Das Gewerbegebiet wird aufgeteilt in die Teilflächen GE-1 bis GE-10.
	3.2.1 Unter Hinweis auf § 1 Abs. 6 BauNVO sind im gesamten Plangebiet die gemäß § 8 Abs. 3 Ziffer 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten, Spielhallen u. ähnliche Betriebe, die keine Vergnügungsstätten sind, nicht zulässig. Ausgeschlossen sind auch Gewerbebetriebe, die ganz oder teilweise dem Geschlechtsverkehr gegen Entgelt dienen, einschließlich zugehörigen Wohnungen für Betriebsleiter und Aufsichts- und Bereitschaftspersonen.
	3.3 Es wird ein Mischgebiet (MI) MI-W gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. Mischgebiet mit vorwiegender Wohnnutzung. Einzelhandelsbetriebe und Geschäfte zum Verkauf von Waren sind hier nicht zulässig. Dies gilt nicht für werkstattgebundenen oder produktionsortbezogenen Verkauf von Handwerks- und Gewerbebetrieben, soweit sie eine deutliche Unterordnung (<400 m²) des Betriebes darstellen.

	§ 4 Maß der baulichen Nutzung
	4.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die maximale Grundflächenzahl (GRZ), in Teilen durch die Zahl der Vollgeschosse (maximal drei) sowie Wand- bzw. Firsthöhen bestimmt; siehe Festsetzungen in der Planzeichnung und unter Tabelle in § 8 Abs. 1 dieser Satzung.
	4.2 Es gilt die Abstandflächenregelung gemäß BayBO.
	4.3 Für Sondergebiete sind die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO mit 0,2 H, analog zur Regelung von Gewerbegebieten, einzuhalten. Die maximale Höhe für Modultischoberkanten im SO-Solar wird auf individuelle Höhen bis maximal 3,5 m über dem Referenzwert des natürlichen Geländes (650,15 m NHN) liegen.

	§ 5 Bauweise/ Stellung der Gebäude/ Grundstücksgröße
	5.1 Es gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. Ist die abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt, so sind Gebäudelängen von bis zu 120 m zulässig.
	5.2 Die überbaubare Fläche wird durch Baugrenzen bestimmt.

	§ 6 Garagen/ Stellplätze/ Nebengebäude
	6.1 Garagen, Stellplätze, Nebengebäude und Nebenanlagen dürfen auch außerhalb der in § 5 Ziffer 2 bestimmten überbaubaren Flächen errichtet werden, jedoch nicht in festgesetzten Grünflächen.
	6.2 Stellplätze sind in ausreichender Anzahl auf dem jeweiligen Grundstück zur Verfügung zu stellen. Für die Berechnung der Anzahl der Garagen und Stellplätze gilt die Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) in ihrer jeweils gültigen Fassung.

	§ 7 Grünordnung
	7.1 Die nicht überbauten Flächen sind in landschaftsgerechter Art und Weise mit heimischen Gehölzen gemäß der nachfolgenden Vorschlagslisten zu bepflanzen, zu begrünen und zu unterhalten. Die nicht bepflanzten Grünflächen sind mit Landschaftsrasen (Regelsaatgutmischung RSM-Regio Grundmischung 70/30, Ursprungsgebiet 16) zu begrünen.
	7.2 In der Planzeichnung sind zu pflanzende Bäume und Sträucher festgesetzt. Es besteht Pflanzbindung an diesen Orten. Sämtliche Pflanzungen sind vom Grundstückseigentümer im Wuchs zu fördern, zu pflegen und vor Zerstörung zu schützen. Ausgefallene Pflanzen sind umgehend zu ersetzen. Hinweis: Der Pflanzabstand zu den Nachbargrundstücken richtet sich nach den Artikeln 47 bis 50 AGBGB.
	7.3 Im Norden, Osten und Süden von SO 01 und SO 02 ist die bestehende Heckenstruktur durch flächige Strauchpflanzungen gemäß Planzeichnung zu verbreitern.
	7.4 Auf den Baugrundstücken sind pro 350 m² im Mischgebiet und je 500 m² im Gewerbegebiet ein Baum der Wuchsklasse 1 oder 2 oder zwei Obstbäume (Halbstamm) zu pflanzen.
	7.5 Die Anpflanzung der privaten Grünflächen hat spätestens ein Jahr nach Baubeginnsanzeige zu erfolgen. Hinweis: Es wird empfohlen, Baugesuchen einen Freiflächengestaltungsplan mit Bepflanzungsdarstellung beizugeben.
	7.6 Für die vorgenannten verbindlichen Eingrünungsmaßnahmen ist aus der nachfolgenden Pflanzliste auszuwählen. Das Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG, “*“) ist zu beachten. Entlang der B 16 dürfen Pflanzungen (auch Baumkronen) maximal bis 8 m an die Asphaltkante heranragen.
	7.7 Für das SO-Solar gelten als Vermeidungsmaßnahmen:
	7.8 Festsetzungen für Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft:, hier: Artenschutz:
	7.8.1 Für den Bereich mit Vorkommen der geschützten Arten Allium carinatum (Kiel-Lauch) und Campanula glomerata (Knäuel-Glockenblume), K 121 gilt: Die Flächen sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen (Mahd zweischürig, erste Mahd ab Mitte Juni, zweite Mahd ab Anfang September, verzögerte Abfuhr Mähgut, keine Düngung, keine Pestizide). Während der Bauzeit sind die Flächen mittels ortsfestem geschlossenem Bauzaun zu sichern. Im Bereich der Erschließungsstraße ist die betroffene Vegetationsschicht fachgerecht incl. Wurzelschicht aufzunehmen und am Westende des Bestandes wieder einzupflanzen. Die Maßnahmen während der Bauzeit sind durch eine Umweltbaubegleitung zu überwachen.
	7.9 Kompensation
	7.9.1 Kompensationsbedarf:
	Bestand auf Flurnummer 2285 (TF), 2292 (TF), 2293 (TF), 2294 (TF), 2295 (TF), 2297, 2298, 2299, 2304, 2304/1, 2304/7 (TF), 2309 (TF), 2315, 2316 (TF), 1823/6 (TF) Gemarkung Pforzen
	7.9.2 Kompensationsumfang:
	Für den entstehenden Eingriff wird ein naturschutzfachlicher Ausgleich erforderlich, der Kompensationsbedarf wurde nach BayKompV ermittelt und beträgt 327.299,50 WP. Der Kompensationsumfang wird über gewerbliche Ökokonten erbracht. Es werden folgende Ökokontoflächen der Planung zugeordnet:

	§ 8 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen/Gestaltung der Gebäude (§ 9 Abs. 4 BauGB und Art. 81 BayBO)
	8.1 Für Plangebiet werden nachfolgende Bestimmungen getroffen.
	8.2 * In den Gebieten GE-1 bis GE-10 sind allgemein nur zwei Vollgeschosse zulässig. Je Baugrundstück sind auf einer Grundfläche von maximal 500 m² auch drei Vollgeschosse zulässig. Werden drei Vollgeschosse ausgebildet, sind genau dort Wand- und Gebäudehöhen bis maximal 12,70 m zulässig.
	8.3 Flachdächer sind zu begrünen, ausgenommen Garagen und Nebengebäude/Nebenanlagen wie z. B. Mülltonnen-Einhausungen, Brief- und Paketkästen u.ä.
	8.4 Fassaden: Gestaltung der Außenfassaden mit Putz bzw. Holzverkleidung. Blechverkleidungen und Metallfassaden sind zulässig. Grelle Farben (außer Weiß) sind unzulässig bzw. auf begrenzte Fassadenbereiche zu reduzieren. Unabhängig von den o. g. Vorschriften sind bis zu 50 % der gesamten Fassaden des jeweiligen Gebäudes in Farben zulässig, die für Solarenergieanlagen üblich bzw. erforderlich sind.
	8.5 Fassadenbegrünung ist zulässig.
	8.6 Dachaufbauten
	8.6.1 Technisch erforderliche Dachaufbauten wie Kamine, Lüfter u. ä. sind von den vorgenannten Höhenfestsetzungen ausgenommen, sofern diese das Orts- und Landschaftsbild nicht wesentlich stören. Auf den innenliegenden Dachflächen dürfen nur solartechnische Anlagen, Satellitenanlagen und Dachaufbauten (Oberlichter und Aufzugsüberfahrten) angeordnet werden, welche die Oberkante der Attika um nicht mehr als 1,00 m überragen.
	8.6.2 Der Abstand sämtlicher Dachaufbauten hat mindestens 0,50 m zum Dachrand (Innenkante Dachattika) zu betragen.
	8.6.3 Für MI-W gilt: Dachaufbauten (wie Gauben, Quergiebel oder Wiederkehr) sind nur bei Dachneigungen über 25° zulässig. Dies gilt auch für abgeschleppte Pultdächer. Die Wandhöhe beschränkt dabei auch den Abstand OK FFB EG bis OK Dach der Dachaufbauten. Je Dachseite ist nur eine Art Aufbauten zulässig. Dachaufbauten dürfen zusammen je maximal 60 % der Länge einer Dachseite aufweisen und müssen gleich stark oder flacher geneigt sein als das Hauptdach.
	8.7 Bauliche Gestaltung: Haupt- und Nebengebäude sind als gestalterische Einheit auszubilden. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der verwendeten Materialien sowie der Farbgestaltung mit zurückhaltender naturnaher Farbgebung (weiß, grau, grün, braun), wobei für kleinere Teilflächen auch kräftige Farbgebungen zulässig sind. Bei der Außengestaltung sind folgende Materialien nicht zulässig: Grellfarbige oder glänzende Materialien und Farbanstriche; Kunststoff-Folien, Gummihäute oder ähnlich wirkende Baustoffe.

	§ 9 Immissionsschutz
	9.1 Geräuschemissionskontingente nach der DIN 45691:2006-12 auf Grundlage des §9 Abs. 1 Nummer 23 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb BauGB Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach der DIN 45691:2006-12 "Geräuschkontingentierung" weder tags noch nachts überschreiten.
	Hinweis: Nach der TA Lärm, der DIN 18005 und der DIN 45691 erstreckt sich der Tagzeitraum von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr und der Nachtzeitraum von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr.
	9.2 Die Berechnungen sind mit einer Nachkommastelle genau durchzuführen. Die Prüfung der Einhaltung der Emissionskontingente erfolgt für Immissionsorte außerhalb des Plangebietes nach der DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. Erstreckt sich die Betriebsfläche eines Vorhabens über mehrere Teilflächen, so ist dieses Vorhaben dann zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht größer ist als die Summe der sich aus den Emissionskontingenten ergebenden Immissionskontingente. Die Emissionskontingente dürfen nur für eine Anlage oder einen Betrieb herangezogen werden. Als Bezugsfläche ist die in der Planzeichnung als Gewerbegebiet dargestellte Grundstücksfläche heranzuziehen. Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der Beurteilungspegel Lr den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 15 dB unterschreitet. Als Einfallswinkel ist von 360 Grad auszugehen.

	§ 10 Einfriedungen/ Freiflächengestaltung
	10.1 Einfriedungen dürfen eine Höhe von 2,0 m nicht überschreiten; sie sind ohne Sockel herzustellen; es ist eine Bodenfreiheit von 15 cm sicherzustellen. Zwischen privaten Baugrundstücken sind auch Maschendrahtzäune zulässig. Türen und Tore sind in Material und Bauart auf das Zaunbild abzustimmen. Stacheldraht ist nicht zulässig. Tore und Türen sind so anzubringen, dass sie nicht zur öffentlichen Straße hin aufgehen.
	10.2 Einfriedungen, die keine Zäune sind, sind zum öffentlichen Straßenraum hin, soweit sie die Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigen, bis zu einer maximalen Höhe von 0,80 m über dem Gelände zulässig. Hecken sind von dieser Einschränkung ausgenommen, soweit sie die Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigen. Zäune dürfen in Höhe und Farbgestaltung das Landschaftsbild nicht beeinträchtigen. Mauern über einer Höhe von 0,40 m über dem Gelände als Einfriedungen sind unzulässig. Bei Einfriedungs-Mauerlängen über 10 m sind alle 10 m Kleintierdurchlässen (B x H mind. 0,3 x 0,15 m) anzuordnen.
	10.3 Stützkonstruktionen im Bereich der Freiflächen sind
	10.4 Garageneinfahrten dürfen pro Grundstück höchstens 6 m breit sein. Der Belag ist möglichst wasserdurchlässig auszuführen, (z. B. Schotterrasen, wassergebundene Decke, Rasenfugenpflaster). Das anfallende Oberflächenwasser darf nicht auf öffentliche Verkehrsflächen abgeleitet und muss auf dem eigenen Grundstück versickert werden.
	10.5 Kfz-Stellplätze sind in Pflasterbauweise herzustellen. Auf die Versiegelung von Hof- und Parkflächen, z. B. mittels durchgehenden Asphaltbelags, ist zu verzichten. Für diese Flächen ist eine Befestigung bzw. Gestaltung mit ausreichender Wasserdurchlässigkeit (z. B. humus- oder rasenverfugtes Pflaster, Schotterrasen, ggf. auch sandgeschlämmte Kies- oder Schotterdecke oder eine Kombination verschiedener Befestigungsarten) zu wählen.
	10.6 Der Anteil von versiegelten Flächen ist möglichst gering zu halten. Bei den notwendigen Erdarbeiten ist der Sicherung des Oberbodens besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Gemäß § 202 BauGB ist der Oberboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.
	10.7 Das natürliche Gelände ist weitestgehend zu erhalten und darf nur in dem zur Durchführung des Bauvorhabens erforderlichen Maß geändert werden. Höhendifferenzen sind durch natürliche Geländeverzüge und Böschungen innerhalb des jeweils eigenen Grundstücks auszugleichen; dies ist in entsprechenden Geländequerschnitten mit dem Baugesuch nachzuweisen und darzustellen. Grundsätzlich ist eine Abstimmung mit dem jeweiligen Nachbarn anzustreben. Die vorgenannten Anforderungen sind auch für das Freistellungsverfahren gemäß BayBO anzuwenden.
	10.8 Modellierungen des Geländes (±0,3m) für Mulden und Versickerungseinrichtungen sind zulässig.

	§ 11 Werbeanlagen
	11.1 Werbeanlagen dürfen durch Größe und Gestaltung nicht aufdringlich wirken und das Orts- und Landschaftsbild nicht wesentlich stören, auffallende Leuchtfarben dürfen nur untergeordnet Verwendung finden und dürfen nicht auf den Verkehr der Bundesstraße gerichtet sein. Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist nicht zulässig.
	11.2 Werbeanlagen auf dem Dach und solche, die ausschließlich auf die freie Landschaft hin ausgerichtet sind, sind unzulässig. Sonstige Werbeanlagen in Form von Firmennamen und –logos sind mit einer Höhe von 0,80 m zulässig. Ihre Höhenlage ist auf 3,00 m über dem Gelände zu beschränken.

	§ 12 Hinweise und Empfehlungen
	12.1 Landwirtschaftliche Emissionen Die Erwerber oder Besitzer des Grundstücks haben die landwirtschaftlichen Emissionen (Lärm-, Geruch- und Staubeinwirkung) aus der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung und Bearbeitung benachbarter Flächen gemäß § 906 BGB entschädigungslos hinzunehmen. Dazu gehören auch der Viehtrieb und der Verkehr mit landwirtschaftlichen Maschinen.
	12.2 Hinweis zum Immissionsschutz Bei der Planung und Installation von Klimageräten, Kühlgeräten, Lüftungsgeräten, Luft-Wärme-Pumpen, Mini-Blockheizkraftwerken und ähnlichen Anlagen und Geräten sind die Vorgaben aus dem LAI "Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten in Gebieten, die dem Wohnen dienen" ergebende Mindestabstände zur benachbarten Wohnbebauung zu beachten. Der Leitfaden ist online zu beziehen bei der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) unter folgendem Link https://www.lai-immissionsschutz.de/Veroeffentlichungen-67.html („Physikalische Einwirkungen“), oder kann kostenlos bei der BEKON Lärmschutz & Akustik GmbH angefordert werden. Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben bzw. im Genehmigungsverfahren und Genehmigungsfreistellungsverfahren ist mit der Bauaufsichtsbehörde die Vorlage eines Lärmschutzgutachtens auf Basis der Ermächtigung der BauVorlV abzustimmen.
	12.3 Denkmalpflege Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht gemäß Art. 8 Abs. 1 – 2 BayDSchG unterliegen. Zu verständigen ist das Bayer. Landesamt f. Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaupten, Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten, Tel. 08271/8157-38; Fax 08271/8157-50; e-Mail: DST_Thierhaupten@blfd.bayern.de oder die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde. „Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sich auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.“
	12.4 Abfallentsorgung Soweit Grundstücke nicht unmittelbar an Straßen angrenzen, die von Müllfahrzeugen angefahren werden, sind die Mülltonnen aus diesen Grundstücken an die anfahrbare Straße zur Leerung aufzustellen.
	12.5 Versorgungsleitungen Vor Beginn von Erschließungsmaßnahmen ist rechtzeitig mit den jeweiligen Maßnahmenträgern Verbindung aufzunehmen. Bei Pflanzmaßnahmen (Wurzelraum) sind die jeweiligen Vorschriften der Maßnahmenträger zu beachten.
	12.6 Freiflächengestaltung Die nicht bebauten Flächen des Baugrundstücks sind gärtnerisch zu gestalten und dauerhaft zu erhalten. Für das Baugesuch wird empfohlen, die Freiflächengestaltung mit der Kreisfachberatung für Gartenkultur des Landkreises Ostallgäu abzustimmen.
	12.7 Baubegleitung Auf Grund der aufgezeigten Hochwassergefährdung (HQ-extrem) wird für Bauvorhaben im GE 09 und am östlichen MI-W eine bodenkundliche Baubegleitung dringend empfohlen. Im Umfeld der T-Linien-Flächen wird eine biologische Baubegleitung empfohlen, um einen störungsfreien Bauablauf sicherzustellen.
	12.8 Solarenergie Grundsätzlich wird angeregt, möglichst alle geeigneten Dachflächen mit Solarenergieanlagen auszuführen, Speichermöglichkeiten zu prüfen und auch E-Ladesäulen in die Eingabeplanungen mit einzubeziehen.
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